
Halle (Saale), Montag, den 28. Januar 1918.
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Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delißſch- Bikkerfeld,

wikkenbherg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhaulen Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.
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Eine Rede Haaſes.
Für Frieden, Vol. sabſtimmung, freie Selbſtentſcheidung der Völker.

Schluß der Ausſchußtugung.

Die Sitzung vom Sonnabend wurde durch eine Rede des Abg.
Dr. David (Soz.) eröffnet. Er betonte zunächſt, daß Tropki
zweifellos einen ehrlichen demokratiſchen Frieden erſtrebt. Die
Erklärung der Mittelmächte vom 28. Dezember habe
aber das Friedenswerk im Oſten außerordentli e
ſtört, und die veränderte Haltung der ruſſiſchen Unter ler
berbeigeführt. Die Befürchtung vor etwaiger revolutionärer
Agitation in den beſetzten Gebieten ſei ein enſt und dürfe
die Friednsverhandlungen und die Frage der Räumung nicht
gefährden. Die Rechnung auf den N-Boot-Krieg war ein
großer Jrrtum. Jest gilt es, zum Frieden zu kom
men, noch vor der geplanten Offenſive. Die Reichsleitung
dürfe ſich durch keinerlei Zugeſtändniſſe nach rechts hin feſtlegen.
In dieſer Hinſicht waren die Erklärungen des Grafen Czernin
durchaus aktiver Natur. So müſſen auch unſererſeits poſitive
Erklärungen über die Ziele im Oſten und Weſten abgegeben
werden. Die m Parole Los von der Sogialdemokratie
läßt uns kalt. Graf Czernin hat auch unſerer Regierung ge
zeigt, wie ſie ſich eine ſtarke Poſition ſchaffen kann, wenn ſie
ſich auf die Mehrheit der Volksvertretung ſtützt.

Abg. Naumann (Fortſchr.) meint, die Unterhändler wären
durch Rückſichten auf Vergangenheit und Gegenwart gebunden.
Die Schilderung des Vorredners von Trotzki und ſeinem Wirken
bält Redner für unzutreffend. Wenn Czernin Annektionen
glatt und rund zurückgewieſen hat, ſo müſſe das auch
unſere, Regierung tun. Jm enthalte jede denkbare
Löſung die Gefahr der Frredenta. Fhr könne aber durch dennötigen politiſchen Takt begegnet werden. Daß e den von
ihm vorgeſchlagenen Frieden ſubjektiv ernſtlich will, iſt zweifel
los. Da die Engländer große Teile der Türkei beſetzt haben,
und wir Belgien und Nordfrankreich, ſo iſt damit die Möglich-
keit eines Ausgleiches gegeben. Die Rede des Reichskanzlers iſt
auf kein großes Vertrauen geſtoßen. Wenn man aber, wie die
Alldeutſchen, alles auf die Karte des Sieges ſest, dann hat das
ganze Friedensgerede keinen Sinn. Der Redner beſpricht ſo
dann

ein Flugblatt,
das zum Sturz der Regiernung, zur Zerſchmetternng der Bour
geoiſie, zur Revolution und zur Errichtung der Republik auf
ſordert, den Separatfrieden ablehnt und zu Maſſenſtreiks in
den nächſten Tagen, namentlich in der Munitionser z u

ung und im Verkehr anrät. Welche Bedeutung dieſes
Flugblatt auch haben möge jedenfalls dürfe man es nicht
leichthin überſehen. Jm Namen der Hirſch-Dunckerſchen Gewerkſchaften erklärte Redner, daß dieſe für die Verteidigung
des Vaterlandes ihre Pflicht tun würden FFSchließlich pole
miſiert Abg. Naumann heftig gegen die Agitkttionsmethoden von
Tirpit.

Staatsſekretär v. Kühlmann:
Ich bin ganz einverſtanden, daß die deutſchen Staatsmänner
öfter durch Reden auf das Volk einwirken ſollen. Graf Weſtarp
führte aus, daß er die Beſitzergreifung, fußend auf dem
errungenen militäriſchen Erfolge, befürwortete. Eine ſolche
Stellungnahme iſt für die gegenwärtige Reichsregierung nach
ihren ganzen Grundſätzen, nach ihrer ganzen Vergangenheit
ron vornherein unmöglich. Der Weg, den wir beſchritten, iſt
wohl erwogen, und die Friedensziele im Oſten ſind mit der
Heeresleitung vereinbart worden. Wegen der Zu
laſſungen der Polen in Breſt beſtehen bei uns keine Hinderniſſe.
Die litauiſche Vertretung iſt ehrlich zuſammengeſetzt, aber auch
ſchon vor Abſchluß des Krieges wird ihre Verbreiterung er-
folgen. Die Verhandlungen über Polen ſind zu weiteren Mit
teilungen noch nicht reif. Sie können ſich darauf verlaſſen,
daß der r Friedenswille, der der oberſte Leitſtern
der deutſchen Regierung iſt, uns dazu bewegen wird, auch weiter
mit der gen Sachlichkeit und Geduld ſeden Weg zu gehen,
der zu einem vernünftigen und ehrenvollen Frieden führen
kann. Die Debatte hier im Reichstage hat uns in dieſer Be
ziehung eine ſtärkere, breitere Baſis gegeben.

Abg. Haaſe (Anabh. Soz.)
Vorhin ſind Zweifel ausgeſprochen worden, ob Trotzki ehr

lichen Frieden wolle. Dieſer Zweifel prallt an der Perſön-
lichkeit Trotzkis ab, und auch aus der ganzen Situation
ergibt ſich, daß die Bolſchewiki ernſtlich Frieden wollen. Jedoch
auch für ihre Friedensliebe gibt es eine Grenze, ſie ſind
nicht in der Lage, irgendeines der Völker, die zum ruſſiſchen
Reich gehören, preiszugeben. Als die Verhandlung vom
25. Dezember in Rußland bekannt wurde, hat man ein
Friedensfeſt gefeiert; die Stimmung ſchlug um am

und die Ueberzeugung brach ſich Bahn, die deutſche Regie
rung habe nun die Maske fallen laſſen und ſich als rein
annektioniſtiſch gezeigt. a wurde durch die letz
ten Verhandlungen in Breſt-Litowſk noch verſtärkt. Wie
augenblicklich die Verhältniſſe beurteilt werden, zeigen die in
der neutralen Preſſe veröffentlichten Telegramme Trotzkis und
Joffes. Jn dem Telegramm Trotzkis vom 34. ßt es:

„Die Völker in Deutſchland und OeſterreichUngarn ſind
verraten. Das Spiel, welches die Regierungen der Zen-
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eine unberechtigte Annektion. Das wurde mit voller Khar
it in BreſtLitowſk feſtgeſtellt und iſt jetzt in der ganzen
elt, mit Ausnahme der Völker Oeſterreich-

Ungarns und Deutſchlands bekannt. Vor dieſen
wird der wichtigſte Teil der Verhandlungen verheimlicht.“

ffe hat dieſelben Anſchauungen geäußert. Wie oft haben
wir hier Klage darüber geführt, daß wir nicht voll über den
Gang der Verhandlungen informiert wurden und in den neu-
tralen und feindlichen Staaten wächſt der Gedanke, daß
Deutſchland nicht ehrlich und offen an die Verhandlungen
heranging. Militäriſche Gründe, fagt man, ſollen die Räu-
mung verhindern, Wen will man denn Glauben machen, daß
das der wahre Grund ſei? Und der zweite Grund, die Räuber-
banden! Gewiß, überall iſt Demoraliſierung durch den Krieg.
Auch bei uns herrſcht Lug und Trug im Wirtſchaftsleben.
Die Jugend verkommt, Diebſtähle, Einbrüche, Raubüberfälle
ſind an der Nachtordnung und in Rußland vielleicht noch im
größeren Maße. Aber müſſen wir deswegen in den beſetzten
Gebieten bleiben? Man ſchaffe eine nationale Miliz
aus allen Bevölkerungsklaſſen und die wird ſchon für Ordnung
ſorgen. Wir ſind ſo wenig zu Befreiern wie zu Beſchützern der
Ordnung berufen.
Dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker gibt unſere Regierung

jetzt eine Auslegung, die es zur Karikatur macht.
Die Ruſſen haben ſchon unter Kerenſki das allgemeine, gleiche,
geheime, direkte Wahlrecht eingeführt. Noch ſind Kurland,
Livland und Polen Teile des ruſſiſchen Reiche s. Auch
ür fie gilt alſo jenes Wahlrecht. Solange aber fremde

rupven in den beſetzten Gebieten ſind, kann das Volk un
möglich ſein Selbſtbeſtimmungsrecht ausüben. Nun ſagt man,

Litauen habe einen Vzrwaltungskörper. der von VertreternPolen undaller Verwaltungskreiſe gebildet ſei. Aber die
Juden in Grodno, Kowno und Wilna haben ſich an dieſen
Wahlen nicht beteiligt. Denn ſolange die Militärgewalt
herrſcht, kann die Oppoſition ſich nicht frei bewegen. Es muß
alſo die Räumung vor der Abſtimmung erfolgen. Alle anderen
Willenserklärungen können keine freien ſein. Der Staats-
ſekretär ſtellte ja ein Referendum in Ausſicht, aber er ſagte
nicht zu, daß man die Räumung vorher vornehmen wolle. Jn
den Preſſekonferenzen wird der Eindruck erweckt, daß das
Selbſtbeſtimmungsrecht nur dann in Anwendung kommen
ſoll, wenn es die Loslöſung der beſetzten Gebiete von Ruß-
land ermöglicht. Dieſer Verdacht wird geſtärkt durch die Er-
klärung von Tirpitz, daß er von einer Unterredung mit dem
Reichskanzler über die Pläne im Oſten „voll befriedigt“
ſei. Da müſſen wir fragen, welchen Jnhalt hatte dieſe
Unterredung? Mir iſt heute eine Denkſchrift zugegangen,
die in der Kijewſkaja Myſel Nr. 298 vom 17./30. Dezember 1917
veröffentlicht iſt, und ſicher bald in der ganzen Welt bekannt
ſein wird. Da Herr v. Kühlmann heute die Uebereinſtimmung
aller drei Reichskanzler über die Politik im Oſten feſtgeſtellt
hat, frage ich ihn, ob das richtig iſt, was in dieſer Denkſchrift
des Reichskanzlers Michaelis an die öſterreichiſche Regierung
geſagt iſt. Es heißt dort u. a.

„Urſache aller deutſchen Handlungen iſt der Mangel an
Gebiet ſowohl für die Entwicklung des Handels wie für
Koloniſation. Zwei Fragen müſſen von Deutſchland gelöſt
werden: die Freiheit der Meere und die Oeffnung der Wege
nach Südoſten. Beide Aufgaben können nur gelöſt werden,
wenn England niedergeworfen wird. Unſer Ziel iſt die
dauernde Sicherung des Deutſchen Reiches in Mitteleuropa
und die Ausdehnung ſeines Gebietes. Das Neuland muß
deutſch werden. Wenn die Neuerwerbungen wirklich
wertvoll ſein ſollen, muß die Auswanderung aus dieſen Ge
bieten gefördert werden Wir brauchen neue Territorien,
aber nur unter den oben erwähnten Bedingungen und wir
lehnen jede Kulturpolitik gegenüber den eroberten Völker-
ſchaften ab. Obwohl noch genügend Raum bei uns für die
innere Koloniſation vorhanden iſt, kommt dieſe ernſtlich
nicht in Betracht, da die Erweiterung der Landesgrenzen für
dieſen Zweck beſſer ausgenutzt werden kann Niemand,

Die Bedeutung dieſes Krieges kennt, kann darüber in
eifel ſein, daß wir trotz allen Wunſches, gemäßigt zu Ffein,

von unſerm Ziel nicht Abſtand nehmen können, die Grenzen
des Reiches zu erweitern und, koſte es was es wolle, Pro-
vinzen für Answanderung zu annektieren, die nicht unter
dem Einfluß der Seemächte ſtehen ſollen Wir föonnen
Rußland nicht niederwerfen, da wir nicht in der Lage find,
in ſein Zentrum einzudringen. Wir können es aber weſent-
lich ſchwächen, indem wir ſeine Grenzgebiete, die Oſtſee-
provinzen und die Ukraine von ihm loslöſen. Dies iſt der
Grund, weshalb Deutſchland politiſch diplornatiſch und mili-
täriſch am Marmarameer intereſſiert iſt. Dies iſt auch der
Grund unferer Vorſtöße gegen die baltiſchen Provinzen
Ptttels einer klugen Politik können die baltiſchen Provinzen
leicht germantſiert werden. Sie müſſen mit Deutſchen
bevölkert werden und könnten eine doppelte Bevölkerungs-
zahl als ſetzt aufnehmen. Aus dieſem Grunde müſſen ſie
annektiert werden Wir wünſchen die Unabhängigkeit der
Ukraine, wenn möglich muß ſie eine folche Grenze erhalten.
daß, ſie gegen Rußland verteidigt werden kann und wir
müſſen die baltiſchen Provinzen annektieren. Die Grenze

iſchen dem Deutſchen Reich und Polen muß deshalb ein-fend Aendernngen erfahren. Eſtland
nd Nordlivland werden durch Befeſtigungen des rech
en Ufers des Rarewflufſſes und des Peipusſees vollkommen

n weiter müſſen die Seen, die nirgends
ruſſiſchen Händen bleiben dürfen, in die Grenzlinie ein

fen werden Die Jnſeln Dags und Oeſel müſſen
ch werden, um den Meerbufen vor plötzlichen See

zu verteidigen
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Ich fordere die Regierung auf, ſich über dieſes Schriftſtück
äußern. Aehnliche Gedanken wie in ihm hat anch der Vor-ben des Kur ländiſchen Landesrats ausgeſprochen.
hat jedenfalls eine ganz brutale Germaniſierungspolitik

gefordert. Und ebenſo ſchreiben Tag für Tag die alldeutſchen
Zeitungen. Herr v. Kühlmann hat erklärt, zwiſchen der Ober
ſten Heeresleitung und der zivilen Reichsleitung herrſche
Uebereinſtimmung über die Politik im Oſten. Dieſe Er
klärung iſt reichlich dunkel. Wer hat nachgegeben? Welches
Ziel die Oberſte Heeresleitung verfolgt, iſt ja bekannt.ie Reichsleitung aber verheiwkigh ihre Ziele. Da iſt
mir doch eine offene Annektionspolitik noch lieber, als eine
Methode, die hinterherum mit Kunſt griffen dasſelbe er
reichen will. Herr Erzberger will zwar loyal eine Abſtim
mung vornehmen laſſen, aber er glaubt, daß ſie eine Angliede
rung der baltiſchen Länder an Deutſchland bringen werde.
Dem widerſpricht eine Zuſchrift, die das Zentralkomitee der
Sozialdemokratie Lettlands am 27. November 1917 über die
Zukunftsfrage Lettlands an die internationale Sozialdemo-
kratie gerichtet hat. Jn ihr heißt es:

„Wir ſtützen uns auf das Recht aller Völker auf Selbſt
beſt immung. Dafür hat das Proletariat Lettlands un
ermüdlich gekämpft und wird dafür auch ferner kämpfen. Wie
auch der imperialiſtiſche Krieg enden möge, über die Ver-
faſſung Lettlands ſowie über ſeine internationale Lage hat
die Bevölkerung ſelbſt die Entſcheidung zu fällen, und
zwar durch Ausübung des allgemeinen, direkten,
gleichen Wahlrechts an alle Perſonen ohne Unterſchied
des Geſchlechts, die das 18. Lebensjahr erreicht haben. Die
Abſtimmung darf nicht vor einem Jahre nach „Friednsſchluß
angeſetzt werden, wobei Lettland während dieſer Zeit ein
autonomiſches Gebiet im Beſtande des ruſſiſchen
Reiches verbleibt unter Verwaltung eines von der örtlichen
Einwohnerſchaft demokratiſch gewählten Verwaltungsorgans.“

Uebrigens bin ich der Meinung, ſelbſt wenn die Bevölkerung
ſich für Anſchluß an Deutſchland h halte ich das noch
nicht für einen Nutzen für Deutſchland, denn dann würde
die Germaniſierungspolitik einſetzen und eine Jrredenta
Bewegung der unverſöhnlichen Oppoſition) entſtehen, die
unſere ganze innere Politik vergiften würde. Und Poleéw?
Fünfvierteljahre nach der Zweikaiſerproklamation hat die Re
gierung noch nicht geſagt, was aus Polen werden ſoll. Und
fic hat noch nicht zurückgewieſen, was die oberſchleſiſchen
Kohlenmagnaten in einer n an die m n
n des polniſchen Kohlenbeckens. Auch Polen
müſſen

ehrliches Selbſtbeſtimmungsrecht bekommen.
Als im preußiſchen Abgeordnetenhauſe der Abg. v. Trampzynſki
für die deutſchen Polen Autonomie forderte, war
große Erregung, aber ſoeben hat man bier als felbſtverſtändlich
das Selbſtbeſtimmungsrecht für die Vlamen ge

Und nun im Weſten Welches Programm hat dort die
Vegierung? Ter Herr Reichskanzler hat nur eines klar aus-
gedrückt. Da die Entente nicht geantwortet habe, ſei Deutſch
land an die von den ruſſiſchen Delegierten vorgelegten Vor
ſchläge für einen allgemeinen Frieden in keiner Weiſe mehr
gebunden. Der Abg. Fehrenbach hat ja ausdrücdlich erklärt, die
Friſt der Friedensreſolntion iſt am 31. Dezember abgelaufen.
Was für eigentümliche Grundſätze, die ſich jeweilig nach der
Kriegskarte richten! Jn der bereits erwähnten Denkſchrift
heißt es über den Weſten

„Die Forderung nach franzöſiſchen Gebietsteilen wird
lediglich von der Notwendigkeit diktiert, das Reich gegen
künftige Angriffe der Republik zu ſichern. Im Wasgau
muß die Grenzlinie, die über die Berghöhen gezogen iſt, ver
beſſert werden durch Angliederung einiger Täler, damit die
deutſchen Grenztruppen nicht mehr von franzöſiſchem Gebiet
aus beſchoſſen werden fönnen. Frankreich muß durch die
Ausweitung unſerer Grenze im Weſten geſchwächt werden,
wobei Briey und ein Streifen weſtlich Luxemburgs in unſeren
Beſitz gelangen müſſen. Der Wert von Briey in militäriſcher,
wie in wirtſchaftlicher Beziehung geht daraus hervor. daß dort
16 Millionen Tonnen Eiſenerze gefördert werden. Zur Siche-
rung der deutſchen und e Eiſeninduſtrieund ihres Gebietes muß Longwy in unſere Hände gelangen.
Frankreich muß durch einen Teil der Provinzen Hennegan,
Brabant und Luxemburg entſchädigt werden.

Gleiche Vorſchläge werden in der alldeutſchen Preſſe Tag
für Tag erörtert. Nun hat der Reichskanzler geſagt, gewalt-
ſame Angliederung von franzöſiſchem Gebiet bildet keinen
Zeil unſerer Politik. Aber was verſteht man jetzt nicht alles
unter nichtgewaltſamer Angliederung. Wegen Belgien
forderte auch Herr Erzberger poſitive Erklärungen. Der Reichs-
lanzler hat ſie nicht gegeben, bis zu dieſer Stunde hat er ſich
nicht für die wirtſchaftliche, militäriſche, polſtiſche ünarbängig
leit Belgiens ausgeſprochen. Wiederholt hat der engliſche Min
ſter Asquith danach gefragt: er erhielt keine Auskunft. Würde
ſich die deutſche Regierung für die vollſtändige Unverſehrtheit
und Unabhängigkeit Belgiens ausſprechen, dann würde
die Friedensbewegung in England durch Unterſtützung unſerer

dortigen Freunde ſtark wachſen.
Auch die Vlamenpolitik Deutſchlands iſt eine gwei-
deutige. Der vlamiſche Rat, der eine Angliederung an Deutſch
land will, iſt nicht die Vertretung der e
Vis zum Kriege hatten alle Vlamen in Belgien die vollen poli-
tiſchen Rechte und freies Wahlrecht. Sie bildeten die Mehrheit
im Lande und haben troudem nicht eine Loslöſung verlangt.
So iſt

die deutſche Politik überall zweidentig.

Die Annektioniften aber verbreiten im Lande die Nachricht, d
der Reichskanzler v. Serkr nach einer Unterredung mi
Hindenburg und Ludendorff ſich weſentlich deren Plänen
angeſchloſſen habe Die alldeutſche Preſſe weiß ſogar, daß dieſe
Generäle gedroht hätten, ihre Stellen niederzulegen, wenn
Hertling ſich nicht ihren politiſchen Plänen anſchließe. Die
Offenfive im Weſten würde nicht durchgeführt werden, wenn
er Sieg nicht volitiſch voll auegenütt wird.

So geben Sie doch endlich einmal Klarbeit,

m



beſtimmen die Generäle die Volittk? Die Offenſive,
die ſo fürchterliche Blutopfer koſten wird, ſoll alſo wegen Er
eberungszielen rer werden, damit die Pläne der
Vaterlandsparlkei ſiegen,

Dabei iſt jetzt die Zeit gekommen, in der ernſtlich auf den
rieden hingewirkt werden kann. Die zweite Rede des Grafen

Kzernin zeiagt, daß Verbindungen zwiſchen ihm und den
PWereinigten Staaten beſtehen. Da darf man auch in
Deutſchland nicht länger warten, darf nicht noch weiter
unermeßlich Blut vergießen. Dieſe Blutſchuld Deutſchlands
würde durch nichts weggelöſcht werden können. Wenn Graf
Hertling vorgeſtern hier eine Antwort auf Wilſons Note geben
konnte. warum nicht gleich Mußten erſt noch mehr Menſchen
zum Opfer fallen?
Wenn nicht die Militärdiktatur bei uns ihren Willen durchſetzen

würde, dann wäre überall eine Verſtändigung möglich.
Die Randvölker ſind eine innere Angelegenheit Rußlands.

Nun SElſaß-Lothringen. Hertling ſprach von der
Desannektion von 1871. Dieſer Ausdruck iſt ein ganz unglück
licher. Und auf Lothringen iſt er ganz und gar nicht anzu-
wenden, denn es iſt von Frankreich nicht annektiert worden,
ſondern durch freien Vertrag angegliedert. Der Reichskanzler
berief ſich darauf, daß 1871 die franzöſiſche Nationalverſamm-
lung die Desannektion anerkannt hätte. Aber gerade die Depu-

w von Elſaß-Lothringen haben ſämtlich dagegen geſtimmt,
und als es zum Deutſchen Reich gehörte, jahrzehntelang Pro-
teftler gewählt. Richtig iſt, daß vor dem Kriege kein Protefſtler
mehr gewählt wurde. Elſaß-Lothringen wollte beim Deutſchen
Reiche bleiben, aver als autonomer Bundesſtagat. Auch heute
noch würde ein Referendum unter freier Abſtimmung ſich
für Deutſchland entſcheiden. Aber ſelbſt wenn das nicht
cher wäre und man in Deutſchland abſtimmen ließe, ob deshalb
der Krieg fortgeſetzt werden ſoll, ein Sturm der Entrüftung
würde ſich dagegen erheben. Wir verlangen

Anerkennung der Autonomie für alle Völker.
Sollen etwa die chriſtlichen Armenier nach dem Entſetzlichen,
was ſie von den Türken erlitten, nicht die Autonomie er-
halten? Sie ſehen, auch die vom Reichskanzler als ſtrittig er-
klärten Punkte der Wilſonſchen Vorſchläge laſſen bei gutem
Willen eine Verinbarung zu.

Das Volk will Frieden.
AWag. Naumann hat die Stimmung im Volke heute richtig ge-
ſchildert. Er hat auch ein Flugblatt erwähnt, das erſt
jetzt durch ihn zu meiner, und, wie ich feſtgeſtellt habe, zu
meiner Freunde Kenntnis kam. Ppyſychologiſch richtig hat
Naumann erklärt, aus welchen Urſachen gerade jetzt dieſes Flug-
blatt entſtehen mußte. Für das von meiner Fraktion
gezeichnet Flugblatt übernehmen wir die volle Verant-
wortung. Jm übrigen denken wir nicht daran, irgendwie zu
verheimlichen, daß die Sozialiſten überzeugt ſind, die Entwick-
lung werde dahin führen, daß die ſoziale Republik in allen
Ländern kommen muß. Die Stimmung im Volke drängt auf
Frieden. Die Maſſen glauben es nicht mehr, daß dieſer
Krieg ein Verteidigungskrieg iſt. Sie wollen nicht
für die Intereſſen der Stinnes und Kirdorf, der oberſchleſiſchen
Magnaten und der aſtelbiſchen Junker als Kanvnenfutter
dienen. Dazu kommt die Nahrungsnot, die, mag ſie auch
durch die verfehlten Maßnahmen der Regierung geſteigert fein,
ihre letzte Urſache im Kriege hat und deshalb ſchreit das Bol?
nach Frieden. Wenn nach den alldentſchen Blättern die Gene-
räle mit Streiks drohen dürfen, denn darf der Streik der
Arbeiter nicht ſo denrteilt werden, wie Graf Weſtarp ſich er-
iantbhte. Das Streikrecht iſt den Arbeitern geſetzlich gewähr-
(eiſtet. Und wenn ſie ven dieſem Recht Gebrauch machen in der
Jeit ihrer größten Not,

um Unheil vom Lande abzuwehren,
ſo iſt das ihr gutes Recht. Verräter und Verbrecher am
Volke ſind die Eroberungspolitiker! Und die Re-
gierung, die nicht von dieſen Plänen abrückt, die treibt
ein ſehr gefährliches Spiel!

Staatsminiſter des Jnneren Walraff:
Der Abg. Raumann hat ein Flugblatt erwähnt, das jeßt im

Wortlaut mir vorliegt. Das Flugblatt klingt aus in den Ruf:
„Näüſtet zum allgemeinen Maſſenſtreik in den nächſten Tagen.“
Jch habe zu dieſem Aufruf folgendes zu ſagen: Die Verbün-
deten Regierungen ſind ſich der Vflicht zur Aufrechterhaltung
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit unter allen Umſtänden
bewußt. Die Ruhbe, mit der ich dies ausſprecke, ſoll an dem
Ern K und der Feſtigkeit des Willeys keinen Zweifellaſſen. Jch kann aber auch deshalb in volſer Ruhe ſprechen,
weil ich von unſerer Arbeiterſchaft eine viel zu hohe Mei-

nung habe, als daß ich glaube, auch nur ein kleiner Teil unſrer
politiſch und wirtſchaftlich denkenden Arbeiterſchaft könne einem
ſolchen, nicht zu verantwortenden und von unverantwortlicher
Stelle ausgehenden Ruf zum Ausſtand Folge leirſten.
Wie iſt denn die Lage? Wir ſtehen in Verhandlungen über

einen Sonderfrieden mit Rußland. Daß wir nur über einen
Sonderfrieden verhandeln, iſt doch nicht unſere Schuld. Von

Deutſchland ift die Friedensreſolntion des Reichstages ausge-
gangen Jm gleichen Sinne hat Deutſchland die Pavſtnote be-
antwortet. Mit Zuſtimmung der deutſchen Delegierten iſt von

SreſtLitowſt aus der Ruf zur Beteiligung an den Friedens-
verbandlungen an alle unſere Feinde erklungen. Was war die
Antwort von der anderen Seite? Faſt immer Schweigen oder
bohnvolle Zurückweiſung. Und wenn trotz alledem jetzt in etwas
die Atmoſphäre der Friedensnähe atmen, dann danken wir das
richt nur unſerer Friedensneiqung, ſondern auch der Einheit
und Kraft, die wir bis jetzt Gott ſei Dank bewahrt haben.

Wenn es den Feinden gelänge, die innere Front zu zer-
brechen, denn würden alle die Raubpläne unſerer Feinde wieder
oufwachen. Der Krieg würde ins Unendliche verlängert. Und
gerade die Arbeiterſchrft hätte davon wirtſchaftlich und poli-
tiſch die ſchwerſten Folgen.

Jn den letzten Tagen iſt hier viel von den Heimkriegern
geſprochen worden. die von der warmen Ecke ihres Stamm-
tiſches aus Hundertttuſende da draußen in den Tod ſenden.
Heimkrieger, die leichtfertig über But und Blut anderer ver-
ſügen, ſind auch meine Leute nicht. Aber es gibt noch eine
andere Art von Heimkriegern, und das ſind die ſchlimmſten,
die in aller Heimlichkeit und in ſicherer Wahrung ihrer eigenen
Perſon die Arbeitermaſſen an die Front des Wirtſchaftskrieges
ſchiceen. Denn ein ſolcher Wirtſchaftskrieg bricht auch die Front
draußen und bringt den Männern Tod, die auch für Heimat,
Weib und Kind des Arbeiters ſtreiten. Und im gleichen Augen-
blick, in dem die deutſchen Räder ſtill ſtehen, werden die Räder
der Munitionsfabriken in Frankreich, England und Amerika
doppelt emſig ſchaffen. Der Krieg hat manche Schöpfung der
Literatur uns gebracht. auch auf dichteriſchem Gebiet. Ein Ge-
dicht hat vor allem mir tiefen Eindruck gemackt, es iſt ein Be
kenntnis des deutſchen Arbeiter Karl Bröger an das Vater-
ſand, das mit den Worten ſchließt:

„Herrlich zeigt es aber Deine größte Gefahr,
Daß Dein ärmſter Sohn auch Dein getreueſter war.“

Nun, alle Stände, Arm und Reich. haben gewetteifert in der
Treue zum Vaterlande. Daß auch die deutſche Arbeiterſchaft
in dieſer vorbildlichen Treue ausharrt, das iſt und bleibt mein
ſeſter, zuverſichtlicher Glauben.

Abg. v. Gräfe (Konſ.): Wenn ſich die Sozialdemokraten
mit' den öſterreichiſchen Arbeitern ſolidariſch erklären, dann iſt
das eine Drohung, die nicht umgedeutet werden kann.

Abg. Mumm (D. F.): Herr Haaſe ſieht in der Annektionvon Kriey ausſchließlich ein Unternehmerintereſſe. Er über-
eht, daß in 40 Jahren unſere eigene Produktion ohne eigenesb material ſein wird. (Haaſe ruft alſo Stehlen

Ja, auf Grund des älteſten Rechts der Erde, des Rechtes der
Ersaberer! (Großes Gelächker.)

Vorſitzender Abg. Fehrenbach vertagte den Ausſchuß bie
19. Februar und wünſchte den Friedensverhan

is

t zenzrfolg.

BreſtLitowsk.
Berlin, 28. Januar. Staatsſekretär v. Kühlmann igeſtern um 9 Uhr nach BreſtLitowſk abgereiſt. Das Aieiae

wird aus Wien vom Grafen Czernin gemeldet.Trotzki iſt bereits am Donnerstaanachmnittag aus Peter s-

burg abgereiſt. Trotzki begibt ſich, der Prawda zu zu
nächſt nach Kronſtadt, von wo er nach BreſtLitowſk am Sonntag
reiſt zur Teilnahme an den weiteren Friedensverhand-

ungen.
Finniſche Vertretung. Der finniſche Landtag hat eine Ab-

ordnung beftimmt, die nnlands Intereſſen bei den Friedens
verhandlungen in BreſtLitowſk vertreten ſoll. Sie beſteht aus
drei bürgerlichen und drei ſozialdemokratiſchen Mitgliedern.

Czernin erhielt ein Vertrauensvotum.
Der Leiter der öſterreichiſchungariſchen Auslands-

politik, Graf Czernin, hat ſich ſo wie niemals ein
deutſcher Regierungsmann für Frieden ohne Annektionen
und für Mitbeſtimmung der Volksvertretung ausgeſprochen.
Freilich gehorcht auch er den regalen Triebkräften der kapitali
ſtiſchimperialiſtiſchen Herrſchgewalten, die auch Oeſterreichs
Politik beſtimmen. Aber es iſt ein bemerkenswerter Unter-
ſchied zwiſchen Czernin und Kühlmann, den Reichskanzler oder General Hoffmann dabei gar nicht zu denken.

der öſterreichiſchen Delegation wurde mit 14 gegen 7 Stimmen
dieſe Reſolution für Czernin beſchloſſen: Der Ausſchuß ſpricht
ſein volles Vertrauen dem Miniſter aus in der Erwar
tung. daß es ihm in naher Zukunft gelingen möge, dem Frieden
die Wege zu ebnen. Die ſieben Stimmen der Oppoſition ſetzen
ſich aus vier Stimmen der Tſchechen und Südſlawen und drei
Stimmen der Vertreter der tſchechiſchen, italieniſchen und dent-
ſchen Sozialdemokraten zuſammen. Der polniſche
Sozialdemokrat Daszynſki enthielt ſich der Abſtimmung.

Die öffentliche Friedensdiskuſſion.
Pariſer Blättern zufolge findet zwiſchen den Entente

kabinetten lebhafter Meinungsaustauſch über die Antwort
auf die Kundgebungen des Grafen Czernin und des Reich s-
kanzlers ſtatt. Wilſon werde auf die Auslaſſungen der
beiden Miniſter Punkt für Punkt eingehen.

Die regelrechte öffentliche Friedensdiskuſſion zwiſchen den
Machthabern iſt alſo im Gange. Man muß fordern, daß die
Antworten raſch gegeben werden, vor allem aber, daß auf
beiden Seiten der Grundſatz: Keine Annektionen, keine Kontri-
butionen, freies Selbſtbeſtimmungsrecht anerkannt, und zwar
auf die tatſächlich ſtrittigen Gebiete anerkannt werde.
Geſchähe das, ſo wäre der Frieden morgen ſchon zu ſchließen.

Der Krieg rottet die Völker aus.
Er erſtickt die Geburten.

London, 26. Januar. Die Daily Mail vom t18. d. M. ſtellt
feſt, daß in den vorangegangenen vier Wochen London keinen
Uchberſchuß der Geburten über die Todesfälle mehr aufwies.
Nach der amtlichen Statiſtit hätten ſogar in der voran-
gegangenen letzten Woche die Todesfälle (1804) die Geburten
(1491) um 313 überſtiegen.

Die Knochenhand des Todes pocht ſehr deutlich bei den Völ
kern an.

Das Rüſten zur Blutorgie. Aus Paris wird gemeldet:
Die bevorſtehenden Krühjahrstämpfe werden auch in
Frankreich als Entſcheidungekämpfe betrachtet. Maſſenhafte
Einbecufungen ſind erfolgt, über 400 000 Franzoſen aus den
Kriegsinduſtriebetrieben wurden eingezogen, zahlreiche Rekla-
mationen aufgehoben. Clemenzean verſicherte den Abgeord-
neten Frankreich ſei entſchloſſen, den Krieg jetzt unter allen
Umſtanden zu Ende zu bringen.

Die Gekdopfer Frankreichs. Paris, 27. Januar. Nach dem
der Kammer vorliegenden Budgetentwurf für 1918 wurden in
dem Zeitraum vom 4. Auguſt 1914 bis zum 31. Dezember 1917
rund 1606 Milliarden Frank Kredite bewilligt.

Zur Rede Walraffs.
Ueber die Rede des Staatsſekretärs Walraff ſind wir nicht in

der Lage, Ausfuhrungen vom Standpunkte der Nnabhängi-
gen Sozialde mokratie zu machen Doch mag mitgeteilt
werden, was die Regierungsfozialiſten in ihrem Hauptorgan
ſagen. Der Vorw. ſchreibt

Die tiefe Bewequng, die heute durch die Völker der ganzen
Welt geht, ſoll nicht mißdentet, nicht zu volksfeindlichen
Zwecken mißbraucht werden. Es iſt zuviel verlangt, daß die
Seismographen, deren Beruf es iſt, das Erdbeben zu verzeich-
nen, in Deutſchland ſtillſtehen ſollen, wenn ſich die ganze übrige
Erde in Krämpfen windet. Solchen Erſcheinungen gegenüber
iſt ruhige Besbachtung eher am Platze als kopfloſer
Lärm, der die Panik verniehrt.

Die Bewegung, die durch die Maſſen des arbeitenden Vol-
kes geht, deruht auf tiefſitt lichen Gründen. Sie iſt
beute muß offen geſprochen werden der Befürchtung ent
ſprungen, daß man ſie irre geführt hat. Sie wollen ſich
aber nicht irreführen laſſen, ſondern an ihren Zielen feſthalten.
Unzählige Male iſt es ſeit Anbeginn dieſer Menſchheitstragödie
von ihren Vertretern im Reichstage erklärt worden: „Wir
kämpfen für unſer eigenes Land, nicht für Eroberungen. Wir
kämpfen auch nicht für das Deutſchland, wie es vor dem Kriege
war, ſondern fur das Deutſchland, das nach dem Kriege wer
den ſoll, für ein freſies Voterland.“ Nie iſt ein Pakt ehrlicher
gehalten worden, als dieſer von den Arbeitern gehalten wor
den iſt!

Heute tauchen die Gefahren der Kriegsverlängerung
durch offene oder ſchlecht verhehlte Annektionen und
inneren Reaktion rieſengroße auf. Die Entbehrungen
ſteigen und zu der Sorge um die Lieben draußen geſellt ſich der
quälende Gedanke, daß eine gute Politik ſie wohlbehalten nach
Hauſe führen, eine ſchlechte aber ſie verderben könnte.

Das hohe Ziel einer volitiſchen und wirtſchaftlichen Neu
cordnung, die jedem Menſchen freie Entfaltung verſpricht, das
Ziel der Demokratie des Sozialismus werden ſie
nie aufgeben, aber ſie verfolgen es nicht mit grogzn Redens
arten, ſondern mit feſten Taten So gehen ſie den Weg,
der nach ihrer Ueberzeugung zu einer beſſeren Zukunft der
Menſchheit führt, Schritt für Schritt Gefährlich iſt der
Verſuch, ſie dabei gewaltſam aufzuhalten l!

Wir fürchten in dieſem Augenblick weniger die Gefahr, von
der Herr Walraff ſprach, als eine andere. Man kennt das
deutſche Volk als das ruhbigſte, geduldigfte der ganzen Welt.
Begänne dieſes Volk jn ſeinen breiten Schichten von tiefer
Unruhe erfaßt zu werden, ſo ließe ſich niemand einreden, daf
dies nur die Frucht „gefährlicher Agitationen“, und nicht vie
mehr noch die Frucht eines unhaltbaren Regierungsſyſtems ſei.
Die „gefährlichſten Agitationen“ bleiben vollkommen unge-
fährlich, wenn die Maſſe des Volkes weiß, daß ſie in dem
Stagte, in dem ſie lebt, zu ihrem Recht kommt. Vorgeftern hat
Bautzen in aller Ruhe und Ordnung geſprochen, und käme
es heute zu allgemeinen Wahlen, ſo klänge es aus dem größten
Teil des Deutſchen Reiches wie von dort. Solche Stimmen
muß jede Regierung reſpekrieren, die die „innere unge
krochen erholten will. Jeder Gedanke an einen Verſucb, dem
Volk kriegsverlängernde Fiele aufzudrängen, für die es nie
gekämpft vat, oder ihm Rechte vorzuenthalten, die ihm ver-
ſprochen worden ſind, wirkt zerrutiend. Das iſt heute die
größte Gefahr.
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A Frledensguftände in Franlreit
Bern, 26. Januar. Die Berner Tagwacht berichtet noch fol

gende Einzelheiten zu den Kämpfen und Friedensdemonſtra
lionen der Arbeiter in Lyon und St. Etienne: Jn beiden
Städten brachen am 16. Januar Streiks aus. Jn Lyon
handelte es ſich um einen Ausſtand der Bahnarbeiterin-
nen, in St. Etienne um die Munitionsarbeiter. Am
Nachmittag des 18. Jannar zogen die Lyoner Demonſtranten,
gefolgt von zahlreichen Frauen und Kriegsbeſchädig-
ten, vor das Rathaus, wo der Gemeinderat Sitzung hatte,

von den Behörden beſſere Verteilung der
Lebensmittel ſowie den Frieden. „Gebt uns unſere Män-
ner und gebt uns Brot!“ ſchrien die Frauen. Die Gendar-
merie wurde aufgeboten, und es kam zu blutigen Zwi-
ſchen fällen. Auf beiden Seiten gab es Tote. Der Stadt-
rat wurde bis in die frühen Morgenſtunden hinein belagert,
Am folgenden Morgen verſammelten ſich die Streikenden ſchon
h und hier und da wurden Barrikaden errichtet, woran
ie Frauen wacker mitbauten. Gendarmerie und Truppen

wurden nach Lvon gebracht, und am 17., 18. und 19. Januar
ſollen die Unruhen in der g.rnzen Stadt revolutionären
Charakter haben. Jn St. Etienne bewillig-ten die Behörden ſchon am exſten Tage alle Forderungen. Die
Munittions arbeiter aber kehrten nicht in die Wertk-
ſtätten zurück, ſondern demonſtrierten in den Stra-
ßen, wo dir Frauen laut nach Frieden verlangten. Jn der
Nacht vom 17. zum 18. Jannar wurde Feuer an das Rathaus
gelegt; auch hier gab es blutige Opfer.

Verfolgungen in Frankreich.
Kurz vor der Verhaftung Caillaux' iſt von den franzöſiſchen

Gerichten das Ehepaar Mayour, das Hervorragendes in der
Gewerkſchaft der Lehrer geleiſtet hat, zu je zwei Jahren
Gefängnis und 1000 Mark Geldſtrafe verurteilt worden wegen
defaitiſtiſcher (kriegsfeindlicher) und alarmiſtiſcher Propaganda,

Worin beſteht das Verbrechen dieſer beiden? Hören wir
Raoul Verfeuil im Journal du Peuvple:

„Man kennt das Verbrechen der Mavonx: es iſt entſeslich
Sie haben die Kühnheirt gehabt, ein Werk heranszugeben, in
dem ſie die Aktion der ſyndikaliſtiſchen Lehrer während des
Krieges behandlten, und in dem ſie natürlich in bezug auf den
Krieg ihren eigenen Gedanken auseinanderſetzten. Das Straf-
gericht von Angonlème hatte ihnen für dieſe erſichtlich ſkanda-
töſe r ſechs Monate Gefängnis zudiktiert. Der Proku-
reur der Republik Angouleme, Herr Oithil, der wahrſcheinlich
un revublikan: ſchen Urſprung und ſeine Beziehungen zu den
Sozialiſten von Tarn-et-Garonne vergeſſen hat, erachtete, da

das ungenſigend ſez. Auf ſeinen Antrag hat der Gerichtshof
zu Bordeaux die Gefängmisſtrafe, die unſere beiden Genoſſen
traf, auf zwei Jahre erhoht. Helene Brion, Suzanne
Duſour, Mouffard, die Mavourx, noch andere Ach was für
eine ſchöne Art ift das, den energiſchen Krieg zu führen.“

Helene Brion, die bereits früher verbaftet wurde, het
„ſchlimmeres“ getan. Sie hat für den Frieden Propaganda
gemacht. Obwohl ſie von der Außenwelt durch Gefängnis-
mauern avgeſchnitten iſt, ſcheint die franzöſiſche Regierung ſie
noch zu fürchten: Poſtkarten mit ihrem Bilde, die verkauft oder
verteilt wurden, hat die Regierung verboten! Helene Brion
iſt Zimmerwalderin. Sie verbreitet die Zimmerwalder Jdeen,
beſonders die Schriften Merrheims und das ſchlimmſte ſie
verteilte ein kleines Papier, auf dem ſtand. „Genug der ge-
töteten Menſchen Friede!“ Grund genug, ſie ins Gefängnis
zu ſtecken. War ihre Verhaftung der Anfang eines ſcharfen Vor
gehens gegen alle Zimmerwalder?

De engliſche Arbeiterpartei zur Friedensfrage

London, 24. Januar. Auf der Konferenz der Arbeiter
partei in Nottingham erklärte der Vorſitzende Purdy weiter,
die Friedensverhandlungen zwiſchen Rußland und den Mittel
mächten zeigten nicht, daß Deutſchland der Formel „keine
Annektionen und keine Entſchädigungen“ zuſtimmen würde;
tatſächlich ſcheine die Militärpartei Kraftzuwachs gewonnen zu
haven. Ein Blick auf die Kriegskarte zeige den Grund.
Die Deutſchen kämpften nicht auf eigenem Gebiet und hielten
im Jahre 1917 mehr Gebiet der Alliierten beſetzt, als jemals
zuvor. Darum müſſen wir weiterkämpfen, es iſt kein
anderer Weg möglich, wenn wir unſere Ehre und unſer ver
pfändetes Wort Belgien, Serbien und Frankreich gegenüber
bochhalten. Die Arbeiterpartei ſteht mit ganzem Herzen
hinter Wilſons Kriegszielerklärung. Sie hat durch
eine Entſchließung ausgeſprochen, daß der Krieg bis zum er-
folgreichen Ende gekämpft werden ſolle, und nachdem nun
unſere und die Regierung der feindlichen Staaten die Prin-
zipien, auf Grund deren wir bereit wären, zu unterhandeln,
aufgeſtellt haben, ruht die Verantwortung für die Fortſetzung
des Krieges auf den Mittelmächten. Wenn je jene Prinzipien
nicht annehmen, können wir ihre Abſichten klar erkennen.

Henderſons Entſchließung, die faſt einſtimmig
angenommen wurde, appelliert an die Organiſationen der
arbeitenden Klaſſen der Mittelmächte ihre Kriegsziele zu
erklären und ihre Regierungen zu veranlaſſen, Erklärungen
über die Kriegsziele abzugeben, damit die Welt ſehen könne,
inwieweit die Erklärungen aller Mächte die Grundlage für
einen dauernden Verſtändigungsfrieden bilden können.

Die Arbeiterkonferenz wurde Donnerstag beendet, und es
wurde einſtimmig eine Entſchließung angenommen, die die Be-
ſeitigung der Militärdienſtverordnung mit Kriegs-
ſchluß verlangt und für eine Zwangsabgabe zur Bezahlung der
Kriegsausgaben eintritt. Ferner wurde beſchloſſen, die Regie
rung im Hinblick auf die drohende Gefahr einer Welt-
hungersnot dringend aufzufordern, die Art der Lebens-
mittelverteilung fortzuſetzen und gegen unrechtmäßigen Ge-
winn einzuſchreiten.

Ams tägliche Brot.
Deutſchland hilft Oeſterreich mit Mehlſendung.

Wien, 27. Januar. Mehrere Blätter bezeichnen die Aus-
hilfe von Deutſchland mit Mehl für die Bevölkerung Oeſter-
reichs als neuerlichen Beweis bewährter Bundestreue, zumal
Deutſchland ſelbſt. zu außerordentlicher Sparſamkeit gezwungen
ſei. Die Blätter erkennen zugleich beſonders dankbar die
Raſchheit an, mit welcher dieſe wertvolle Unterſtützung geleiſtet
worden ſei.

Gewerkſchaftliches.
Günſtiger Stand des Fabrikarbeiterverbandes. Wie wir aus

erner Ueberſicht des Proletarier entnehmen. ſind nach den be
richtenden Zahlſtellen im Jahre 1917 52614 Mitglieder aufge
nommen worden. Da 48 Zahlſtellen nicht berichtet haben, muß
dieſe Zahl noch etwas höher angeſetzt werden. Es hat ſich ſomit
die Zahl der im letzten Berichtsjahre neu aufgenommenen Mit
glieder gegen die des Jahres 1916 faſt verdreifacht, gegen 10916
gar verfünffacht. Könnten heute alle zum Kriegsdienſt einge
zogenen Mitglieder wieder in die Reihen der Organiſation
zurückkehren, ſo hätte der Verband 10 000 Mitglieder mehr als
bei Kriegsbeginn. Das Verbandsorgan erſchien am Ende des
Berichtsjahres in 119 500 Exemplaren.
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und Religionsfreiheit.
Von Otto Hue, M. d. A.

Bet der Beſprechung der Ausſichten und Folgen derſchen Wahlrechtsreform wird in der 3 kg m rer
in Zentrumsverſammlungen mit
Frage erörtert,

ßi
e und

beſonderer Betonung die
welche Konſequenzen die Einführung des

e gleichen Wahlrechts für die Stellung der Katholiken
f innerhalb des Staates nach ſich ziehen würde oder auch könne.

Es wird erwogen, ob die gegenwärtige Freiheit der Religions-
übung durch eine eventl. liberal-freiſinnig- ſozialdemokratiſche
Landtagsmehrheit unangetaftet bliebe oder eingeſchränkt würde
zugunſten „religionsfeindlicher Tendenzen“. Je nachdem das
betreffende Jentrumsblatt oder der Redner mehr oder weniger
der katholiſchen Bourgeoiſie und dem klerikalen Agrarxiertum zu

e Gefallen ſchreibt, oder von der Arbeiterſchaft beeinflußt wird,
fällt die Antwort auf die jedenfalls nicht geringfügige Fragenach der künftigen Kultusfreiheit ans: Je näher das reffenſe

r Blatt oder der Redner den durch das Dreiklaſſenwahl-
recht bevorrechteten katholiſchen Volksſchich-
ten ſteht, um ſo kraſſer wird ausgemalt die den katholiſchen

s Preußen drohende Gefahr der Gewiſſens-Vergewaltigung“!
Steht das betreffende Blatt oder der Redner aber der katho-
liſchen Arbeiterſchaft am nächſten, dann treten die

n religiosſen Bedenken nicht nur zurück, ſondern man fordert
das gleiche Wahlrecht geradezu. Das könnte darauf ſchließen
laſſen, daß in den beſitzenden Schichten der Katholiken die kirch-
lich-religiöſe Geſinnung ſtärker als in den proletariſchen katho-
liſchen Maſſen entwickelt wäre. Wer wollte dieſen falſchen

r7 Schluß, aber angeſichts der bekannten Tatſachen ziehen? Auch
ur die Erhaltung der konfeſſionell,e n Volksſchule kanr
iſe der kafholiſchen Bourgeoiſie und dem in ähnlicher Veſitzlage ſich
ich lefindlichen Agariertum keine ſolche Herzen s angelegenheit

ſein, wie ſie es ohne Zweifel den großen Maſſen der katboliſchen
Proletarier iſt, weil ja nicht die Kinder der Bourgeoiſie, ſondern
dic des Proletariats als ein zige Bildungsſtätte die Volks-
ſchule benutzen. Trotzdem ſehen wir, daß ausgeſprochene Organe
der katholiſchen Arbeitervereine, vornehmlich die weiteſtver-
breitete und einflußreiche Weſtdentſche Arbeiterzeitung (M.-
Gladbach), energiſch für das gleiche Wahlrecht eintreten, alſo
der feſten Ueberzeugung ſein müſſen ein auf ein demokratiſches
Wohlrecht geſtütztes Parlament ſtelle keine Vedrohung der Reli-
gionsfreiheit dar.

Zu dieſem Denkreſultat müſſen alle Henner unſerer inner-
politiſchen Geſetzgebung kommen, wenn ſie ſich an die in
Preußen- Deutſchland nach 18760 ergangene ſogenannte „Kul-
turkampfgeſetzgebung“, noch mehr aber ihre ſehr oft
rigoroſe Auslegung durch die Behörden erinnern. Jeder kirch-
lich geſinnte Katholik verurteilt ſie als eine ſchändliche Aus

Bei naßmegeſetzgebung gegen ſeine Kultusgemeinſchaſs, wie wwir
nen Sozialdemokraten nicht anders das Ausnahmegeſetz gegen
tzt, rnſere Partei verurteilen. Wer wüßte jedoch nicht, daß die

„Kulturkampfgeſetze“ vom preußiſchen Dreiklaſſen-
p f Landtag ausgegangen, von dieſem auch alle die zahlloſen
Der röckſichtsloſen Gewaltatte gegen die mutigften Bekenner der
Als entgegengeſetzten Rechtsauffaſffung gedeckt worden ſind? Die
et. Erregung über die Verhängung des Ausnahmezuſtandes war
uar damals namentlich in Weſtdeutſchland ſo ungehener, daß es zu
Ver großen Straße ndemonſtrationen der katho-des liſchen Arbeiter und Kleinbürger (z. B. auch ineiner Eſſen) gegen die D urchfü h r ung der Anusnahmegeſetze
ra gekommen iſt! Zur „Vernhignung“ wurde ſtellenweiſe Militär

reautriertvon Dieſe Behinderung der Religionsfreiheit, die damit zuſam-
menhängende Beſchuldiqung katholiſcher Volksgenoſſen als

her ultramontane Stagats- und Reichsfeinde“ ging aus vom prenu-
chul iſſchen Dreiklaſſenparlament. Und was ebenſo
feph wichtig iſt zu konſtatieren: die konſervativen und
riſche rechts nationalliberalen Parteigruppen, die
Pen ſich heute amhartnäckigſten dem gleichen Wahl-

g. rechtentgegenſtemmen, ſich dabei, wie u. a. Herre w, d. Sr. n-Warnitz am 7. Dezember 1917 im Landtage
merkwürdigerweiſe auch auf die angeblich durch Demokrati-
ſierung des Wahlrechts „bedrohte Religionsfreiheit“ berufen.
dieſelben Parteigrnppen haben auch die fang-
tiſchſten Vorkämpfer für die „Kulturkampf-villige geſetzgebung“ geſtellt Jn den Zentrumszeitungen

lands von damals kann man oft die Behauptung finden, die „Kul-
nären turkämpfer“ und die induſtriöſen Gründer-ßeſell genoſſen ſeien zu einer Familie gebörig. Die Kritik an den

ruinöſen Folgen des gewiſſenloſen Gründerſchwindels (nach
ad die dem deutſch-frangöfiſchen Kriege) ſollte durch Ausnahmegeſetz
Zevo erſtickt werden. Noch im ſelben Jahrzehnt entſtand auch, im
s Ver vreußiſchen Dreiklaſſenvarlament wiederholt dringend gefordert,
nders das elf Jahre geltende Ausnahmegeſet; gegen die Sozialdeno
reiten. kratie, das ſich wieder gegen eine Pariei mit großem Anhang
Pol- im arbeitenden Volke richtete zu dem Zwecke ihr die Kritik an
Gou den ſchweren foziglen Miß ſtänden unmöglich zu machen.
i ſche Es ſteht demnach geiſchichtlich feſt, daß die erbitternſte Aus-

nahmegeſetzgebung gegen die unbeſchränkte Neligionsfreiheitch und t ein xfneten. des katholiſchen Volksteils Preußen Deutſchland ausgegange n
ter der ift vom preußiſchen Dreiklaſſen- Landtag. Die Zentrums-

vartei hatte zweifellos alle Konſequenzen ihrer Handlungsweiſe
überlegt, als ſie 1873, gerade zurzeit des heftigſten „Kultur-
kampfes“, im Preußiſchen Landtag beantragte, für dieſes Parla

tohlen ment das Reichstagswahlrecht einzuführen. Der he-
größte deutendſte Zentrumsführer, Ludwig Windtborſt, ſelbſt

rolleur hat am 26. November 1873 den Antrag begründet, wobei er er-
gendſte, klärte, daß „der Antrag von allen meineniierten Freunden, die ihn unterſchrieben, vertreten“
de von wurde. Nicht nur eine verſöhnende „Verbeſſerung“ des Geld-
adenen fackwahlrechts verlangten Windthorſt und ſeine Freunde,
wegen ſondern das Reichstagswahlrecht
müſſen Hätte der hervorragend kluge Zentrumsführer ausgerechnet
g Gar- in der Siedehitze des „Kulturkampfes“ das gleiche, ge-
erbslos heime und direkte Wahlrecht zum Landtag etwa auch ver-

langt, wann er ſich ſagen mußte, die Erwählten des gleichen
e Wahlrechts würden der Religionsfreiheit feindlich entgegen

treien? Das konnte Windthorſt ſchon deshalb nicht annehmen,
weil er aus dem Reichstag wußte, daß dort die Vertreter

cht wer der Sozialdemokratie deren ſtärkerer Einzug in dennn, und Preußiſchen Landtag angeblich eine „Bedrohung der Religions-
gnie). freiheit bedeuten ſoll mit dem Zentrum zuſammen
Fami- ſtets auch die „Kulturkampfgeſetzgebung“ be-teilneh kämpft haben. Windthorſt wußte ous Erfahrung, daß das

können Geldſacks- und PrivilegiertenWahlrecht die für Ausnahme-
geſetze gegen alle unbegnemen volitiſch- wirtſchaftlichen und
geiſtigen Bewequngen ſchwärmenden Gewaltpolitiker
begünſtigt, und daher bat das Zentrum 1873 auch zum

u. Schutz der Religionsfreiheit das gleiche, direkte
ag. ind geheime Wahlrecht für den Preußiſchen Landtag gefordert.

e Das verdient heute ganz beſonders hervorgehoben zu werden.
In der Hauptſache auf die bezüglichen Ausführungen

Windthorſt s während der heißeſten „Kulturkampfzeit“ hat
dann die Jentrumsfraktion im Landtage in den Jahren 1863,
1886, 1893, 1906, 1907 und 1908 in ſelbſtändigen Anträgen ſich
für das Reichstagswahlrecht erklärt. Alle die Ein-
wände gegen das gleiche Wablrecht, die wir heute zur Unter
ſtüßnng der konſervativ rechts nationalliberalen ReformGe-
meinde auch in der katholiſchen Bourgeoiſie und dem Agrarier-
tum naheſtehenden Organen leſen, haben Windthorſt
und noch am felben Tageſein Fraktionsgenoſſe
Nallinkrodt ſchon 1873 im Landtage bündig
widerlegt oder als un erheblich nachgewieſen.
Die katholiſchen Arbeiterblätter, welche jetzt für das gleiche,
geheime und direkte Landtagswahlrecht eintreten, be-
finden ſich alſo in Uebereinſtimmung mit den Hervorragendſten
Zentrumsführern Windthorſt und Mallinkrodt. denen gewis
kein vernünftiger Menſch nachſagen wird, ſie hätten die Reli-
gionsfreiheit ihrer Konfeſſionsgenoſſen gering eingeſchätzt.

enn nun in einem beſonders konſervativ gerichteten Zen
trumsblatt die Befürchtung zum Ausdruck kommt, in einem

Wahlrechtsgleichheit e rn drehen dec tet
von katholiſchen Publiziſten immer wieder hervorgehobenenWatſache, in dem Dreittafſenwahil rechtsa

Preußen katholiſche Staatsbeamte vornehm-.
lich in den hohen und höchſten Stellungenimmer ſeltene Vögel geweſen ſind! Dieſe Be
nachteiligung einer beſtimmten Konfeſſion wurde und wird
auch ſyſtematiſch geübt von den Beherrſchern der preußiſchen
Staatsmaſchine, die ſich auf das Dreiklaſſenwahlrecht
ſtützt. Nicht mit Unrecht wird katholiſcherſeits auch darauf hin
gewieſen, daß die ſogenannte „Germaniſierung der Oſtmark“
(Anſiedelungspolitik) nach der konfeſſionellen Seite hin gegen
den Katholizismus gerichtet iſt. Von den bis Ende 1914 in der
„Stmark“ angeſetzten bäuerlichen Anſiedlern ſind 21014 evan-
geliſch, nur 369 katholiſch. Aber wer ſind denn die Träger
dieſer „Oftmarkenpolitit““ Das ſind wieder die kon-
ſervativen und rechts nationalliberalen
Machtpolitiker, die ſich auch mit aller ihrer
Macht gegen das gleiche Wahlrecht wenden
und denen ans der Reihe der katholiſchen Bourgeoiſie und des
Agrariertums dabei Unterſtützung zuteil wird!

Andererſeits haben ſich die entſchiedenſten Freunde des
gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts, die Sozialdemo-
tratie und die Linksliberal-Freifinnigen energiſch gegen die
hakatiftiſchrückſichtsloſe „Oſtmarkenvolitik“ gewandt, wie wir
Sozialiſten überhaupt gegen jedes Ausnahme-
geſetz kämpfen, mag es ſich gegen nationale
und religiöſe Gruppen oder gegen wirtſchafts-
politiſche Jntereſſenvertretungen kehren.

Die Einführung des Reichstagswahlrechts für den Preußi-
ſchen Landtag wird gerade die ihnen gebührende Verſtärkung
jener Parlamentsgruppen zur Folge haben wie ja auch von
den Reformfeinden zugegeben iſt die Feinde jeder
Ausnahmegeſetzgebung, alſo auch der gegen
irgend eine Religions gemeinſchaft gerichte-
ten, ſind. Das muß insbeſondere die Freunde reli-
giöſer Freiheit veranlaſſen, in den Kampf für das
gleiche Wahlrecht einzutreten. Dieſer Kampf muß ſiegreich
ſein, dann erſt wird ein Preußen erſtehen können, in welchem
kein Bürger und keine Vürgerin wegen ihrer von der herrſchen-
der Gewaltvolitiker abweichenden politiſchen oder religiöſen
Ueberzeugung nach zurückgeſetzt oder gar ausnahmegeſetzlich
rerfolgt wird.

Aus der Provinz.
Verbraucher als Mitarbeiter in den Feſtſtellungs

ausſchüſſen.
Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts hat in einem

Rundſchreiben an die Bundesregierungen dieſe erſucht, zur
Teilnahme an den Arbeiten der Feſtftellungsausſchüſſe, die nach
Ablauf der Druſchtermine die bei den land wirtſchaftlichen Be
trieben noch vorhandenen Getreidevorräte feſtſtellen ſollen, auch
Verkretier der Verbrauckerkreiſe heranzuziehen. Bei der Aus-
wahl dieſer Vertreter ſind tunlichſt alle Kreiſe der Verbraucher
zu berückſichtigen, alle Jndnſtriegrbeiter, Handwerker, Ange-
ſtellte des Handels und der Kleingewerbe, Beamte, Angehörige
der freien Berufe uſw. Erforderlich iſt insbeſondere, den Ver-
braucherkreiſen in den Jnduſtriezentren hinreichend Gelegenheit
zu geben, ſich von der ordnungsmäßigen Durchſührung der an-
geordneten Maßnahmen zu überzeugen. Jn der Mitwirkung
von Vertrelern der Verbraucherkreiſe bei der Tätigkeit der Feſt-
ſtellungsausſchuſſe ſieht der Staatsſekretär des Kriegsernäh-
rungsamts ein geeiqnetes Mittel, um das Verftändnis zwiſchen
Stadt und Land für die Schwierigkeit der Lage zu fördern und
zugleich die Tätigkeit der Feſtſtellungsausſchbüſſe zu unterftützen.
Jn dem gleichen Rundſchreiben werden die Bundesregierungen
erſucht, auf Verlangen der ſtellvertretenden Generalkommandos
den Feſtſtellungsausſchüſſen in geeignten Fällen Proviant-
amts- oder Jntendanturbeamte als Mitglieder zuzuteilen.

Wie gerbt man Kaninchenfelle?
Dieſe verſchiedentlich an die Schriftleitung des Volksblattes

gerichtete Frage beantwortet ein ſachkundiger Leſer freundlichſt
wie folgt: Das Fell des Kaninchens wird in der Mitte, an der
Bauchſeite, aufgeſchnitten, Kopf und Beine werden abgeſchnitten.
Die Fleiſchſeite wird mit lauwarmem Waffſer benetzt und dann
mit 5 Teilen Alaun und 1 Teil Kochſalz beſtreut. Alsdann rollt
man das Fell zuſammen und legt es drei Tage in einen Stein-
topf. Darauf wird das Fell aufgeſpannt und die Fleiſchhaut
abgezogen. Sodann feuchtet man die Fleiſchhaut abermals an
und ſtreut wieder Alaun und Kochſalz auf (5 zu 1). Nach zehn
Tagen wird das Fell in lauwarmem Waſſer ausgewaſchen. Man
läßt es nun langſam trocknen. Vor dem Trocknen reibe man es
öfter aut durch. Die Fleiſchſeite wird mit Kreide eingerieben,
damit das Leder weich wird. Um dem Felle einen ſchönen Glanz
zu geben, ſtreiche man die Haarſeite mit heißem Sande glatt.
Jſt das Fell ſchon trocken, ſo rühre man einen Brei von Alaun
an, nicht zu dick, und trage ihn gleichmäßig auf die Fleiſchſeite
auf. Für 10 Pfg. Alaun genügt für ein Kaninckhenfell.

Merſeburg. Der ſtädtiſche Milchverkauf war in
einer Zuſchrift an den Merſeburger Korreſpondent einer Kritik
unterzogen worden, der auch wir im Volksblatte Raum gaben
in Nr. 19, von Mittwoch, 23. Januar. Der Magiſtrat von
Merſeburg, dem dieſe Kritik erklärlicherweiſe nicht gefallen
hat, ſendet uns jetzt dazu eine Richtigſtellung, bei der er höchſt
überflüſſigerweiſe an unſer Anſtandsgefühl apvpelliert;
wir entſinnen uns wenigſtens nicht, daß in der Zuſchrift da
Anſtandsgefühl des Magiſtrats von Merſeburg r
Beurteilung geſtanden hätte.

Die Richtigſtellung ſelbſt lautet: „Der ſtädtiſche Wilchverkauf
in Merſeburg hat niemals um 10 Uhr, ſondern immer erſt um
11 Uhr begonnen, da die Milch erſt gegen 11 Uhr von aus-
wärts mit der Bahn ankommt. Die Mahnung in der amtlichen
Anzeige, ſich nicht vor 10 Uhr aufzuſtellen, auf die ſich der
ganze Artikel des Korreſpondent gründet, iſt ein Druckfehler
bei Aufgabe der Anzeige. Die bisher nur von 11 bis 12 Uhr
ſtattfindende Verkaufszeit iſt im Intereſſe der Verhraucher
auf 11 bis 1 Uhr ausgedehnt, damit jeder ohne Drängen, ſeine
Milch holen kann, beſonders die Arbeiterfrauen in der Mittage
pauſe, was bei den kleinen Entfernungen hier jetzt ſehr gut
möglich iſt. Da zurzeit ſoviel Milch da iſt, daß jeder Berech-
tigte befriedigt wird, iſt die Anſammlung lange Zeit vor Ver-
kaufsbeginn unnütz und ſinnlos, zumal ſpäter Viertelſtunden
lang niemand mehr kommt. Das ganz gleiche gilt für den
Grützwurſtverkauf. Auch da iſt jedes Aufſtellen halbe Stunden
lang vor Verkaufsbeginn unnötig da vorher in den Zeitungen
nur ſo viel Nummern aufgerufen werden. daß jeder ſeinen

Anteil bekommen muß.“ SEs dürfte nun Sache des Korreſpondeni-Einſen-
ders ſein, ſich zu dieſer Darſtellung des Magiſtrats zu
äußern.

Milch-, Zucker- und Seifenkarten werden an
Dienstag, Mittwoch und Donnerstag im alten Rathauſe aus-
gegeben. Als Ausweis iſt die Stammkarte oder das Lebens
mittelheft vorzulegen.

Querfurt. Die Kinderbewahranſtalt bleibt des
Kohlenmangels wegen noch bis zum 16. Februar ge-
ſchloſſen. Es iſt dann zu hoffen, daß die Anſtalt regel-
mäßig geöffnet ſein kann, ohne eine Unterbrechung infolge
Kohlenmangel erleiden zu müſſen.

Aufder Brandſtätte der neuen Zuckerfabrik
iſt jetzt mit den Abräumungsarbeiten begonnen worden. Einige

eringe Vorräte ſind gerettet. Die Urſache des Feners iſt noch
er nicht aufgeklärt n.

w

Delitz S el karte x W neneKartoffel Se t 33 r t
4. Auguſt 1918 werden vom 28. Januar bis 2. Februar im Rat-
haus, Sitzungsſaal, in den Dienſtſtunden von 8 bis 1 Uhr vor
mittags ausgegeben. Hausbaltungen, die Kartoffelbezugs
cheine erhalten haben, ſind ſelbſtverſtändlich ausgeſchloſſen.
orzulegen ſind die alten Kartoffelkarten und der Lebens-

mittelſchein Die Ausgabe erfolgt nach Haushaltungen wie
folgt Dienstag, den 29. Januar: 8 bis 9 Khr Holzſtraße,
Zſcherngaſſe, Mauerſtraße, 9 bis 10 Uhr Leipziger
Gartenſtraße, Mozartftraße, Beethovenſtraße, Fabrikſtraße,
10 bis 11 Uhr Südfſtraße, Elberitzſtraße, Elberitzplatz, Döber-
nitzer Weg, Blumenſtraße, 11 bis 12 Uhr Wieſenftraße, Hinden
burgſtreße, Kohlſtraße, Moltkeſtraße, Poſtſtraße, 11 bis 1 Uhr
Kaiſer Wilhelm Promengde, Auguſte Viktoria Promenade,
Ehrenberg-Promenade. Mitiwoch, den 30. Januar: 8 bis
9 Uhr Eilenburger Straße, 9 bis 10 Uhr Bismargſtraße, 19 bis
11 Uhr u Roonſtratze, Töpferſtraße, 11 bis 12 Uhr
Loberſtraße, Grünſtraße, 12 bis 1 Uhr Querſtraße, Eiſenbahn
ftraße. Donnerstag, den 21. Januar: 8 bis 9 Uhr Feld
ſtraße, Eilenburger Chauſſee, Beerendorfer Straße, Blücher
ſtraße, Berliner Straße, 9 bis 10 Uhr Lindenſtraße, Schäfer-
graben, 10 bis 11 Uhr Eliſabethſtraße, 11 bis 12 Uhr Dübener
Straße, 12 bis 1 Nhr Dübener Vorft.idt, Werbener Weg, Anger
ſtraße. Freitga, den 1. Februar: 8 bis 9 Uhr Roßvplatz,
Marrenſtraße, Marienplatz, 9 bis 10 Hhr Bitterfelder Sitraße,
10 bis 11 Uhr Gerberplan, Schützenplatz, 11 bis 12 Uhr Secu-
riusſtraße, SchulzeDelitzſchStraße, 12 bis 1 Uhr Nordplatz,
Nordſtraße, Buddeſtraße Sonnabend, den 2. Februar:
5 bis 9 Uhr Zepyvelinftraße, Seydelſtraße, 9 bis 10 Uhr Map
bachſtrßße, Breitenbichſtraße, 0 bis 11 Hhr Gaſtwirtſchaſten,
Zuckerfabrif. Die Zeiten und Tage ſind genau einzuhalten.

r. Kundenliſte für Petroleum. Um eine gleich
mäßige Belieſerung der Verkaufsſtellen mit Petroleum zu er-
möglichen, verordnet der Landrat für die Stadt Landsberg
und das platie Land des Kreiſes Delitzſch, daß jede Verkaufs
ſtelle eine Liſte aus zulegen hat, in die ſich die Käuſer von Petro-
lenm einzutragen haben. Die Liſte iſt am 15. Februar d. J.
abzuſchließen und mir von der Verkaufsſtelle ſofort einzureichen.
Kunden, die dann in die Liſte nicht eingetragen ſind, können
de der Zzuterlung von Petroleum nicht mehr berückſichtigt

verden.

Eiſenburg. Die Aufnahme der ſchulpflichtigen
Kindererfolgt am Dienstag, dem 29. Januar, in den Lehrer-
zimmern der Mittelſchule und der. ſtädtiſchen Volksſchulen vor
mittags von 10 bis 12 Uhr. Schulpflichtig werden alle
Kinder, die in der Zeit vom 1. Oktober 1911 bis zum 30. Sep-
tember 1912 geboren ſind. Zur Stadtſchule gehört der innere
Stadtbezirk mit Ausnahme der Schützen, Kranold-, Schrecker,
Röber-, Bismarck-, Bülow- und Hindenburgſtraße und des
Samuelisdammes. Kinder, die im letzten Jahre vom Schul
beſuche befreit waren, ſind erneut zur Anmeldung zu bringen.
Bei der Anmeldung iſt für alle Kinder der Jmpfſchein, bei
Kindern, die nicht in Eilenburg geboren ſind, auch der Tauf-
ſchein vorzulegen.

Ermlitz. Feuer war in der Nacht zum Sonnabend in
Rittergute ausgebrochen: aus dem Dachgeſchoß eines etwa 89
Meter langen Stallgebändes ſchlugen plötzlich die Flammen
heraus. Verbrannt ſind Heu- und Strohvorräte, ſowie Ma-
ſchinen. Das Vieh konnte alles gerettet werden.
ch

Deutſche Heeresberichte.
Großes Hauptquartler, 27. Jannar 1918. (W. T. B.

Weſtlicher Kriegsſchanplatz.
Faſt an der ganzen Front blieb die Gefechtstätigkeit gertny.

Bei tleineren Unternehmungen ſüdlich von der Oiſe und in den
vberen Vogeſen füdlich von Luſſe wurden Gefangene einge
bracht.

Jtalieniſche Front. Auf der Hochfläche von Aſiago
und öſtlich von der Brenta lebhafter Feuerkampf. Ein italieni-
ſcher Angriff gegen den Monte Pertica ſcheiterte. Von den
onderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.

Großes Hauptaquartier, 28. Jannar 1918. (W. T. B.)
Weſtlicher Kriegsſchanplat.

Nördlich von Vecelgere wurden bei einem Erkundungsvorſtoß
17 Engländer, darunter ein Offizier, gefangen. Die Artillerie
tätigkeit war faſt an der ganzen Front gering, lebhafter an ein
zelnen Stellen in der Champagne und im Maasgebiet.

Jtalieniſche Front.
Auf der Hochfläche der Sieben Gemeinden dauern ſeit geſtern

nachmittag Artilleriekämpfe an, die ſich bei Tagesanbruch im
Gebiet des Col del Ryſſo zu größter Heftigkeit ſteigerten

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
J

Zwei deutſche Minenſuchboote untergegangen.

Ko Ein Schiffsboot mit 17deutſchen Marineſoldaten iſt in Houvig an der Weſtküſte Jütlands angelangt. Einer der Jnſaſſen iſt tot. Das
Boot ſtammt von einem deutſchen Kriegsſchiff. Die Boots-
inſaſſen ſind ſehr erſchöpft, ſie haben vier Tage im offenen
Boot zugebracht. Aus Ringköbing wurde ihnen ärztliche Hilfegeſandt. Die Lente wurden zum Steandvoge geſchafft und hier

il trockenen Kleidern verſehen. Einer der Schriffbrüchigen
iſt indeſſen geſtorben. Unter ihnen war ein deutſcher Marine
offizier. Es ſteht feſt, daß die Leute zu einem deutſchen
Torpedojäger gehören, der torpediert worden oder auf
eine Mine geſtoßen iſt. Einzelheiten fehlen noch. Wie
W. T. B. an zuſtändiger Stellen erfährt, handelt es ſich um
die beiden Minenſuchboote A 73 und A 77, die auf
Minen gelaufen und geſunken ſind. Jnfolge unſichtigen und
ſchlechten Wetters gelang es anderen in der Nähe befindlichen
Fahrzeugen, leider nur einen Teil der Beſatzungen der ge
ſunkenen Boote zu retten.

Neue Verſenkungen. Berlin, 27. Januar. Neue U-Boot
Erfolge im Sperrgebiet um England: 29 000 Br.-R.-T. Ein
großer Teil der Schiffe, die meiſt bewaffnet waren, wurde unter
erheblicher feindlicher Gegenwirkung vor dem St. Georgskanal
rernichtet. (Amtlich.)

Opfer der Verſenkungen. Aus London wird gemeldet: Jm
Unterhanuſe bai Houſten um Auskunft darüber, wieviele Per
ſonen bei der Verſenkung der beiden Dampfer im Mittelmeer im
Dezember v. J. ums Leben gekommen ſeien. Hierauf wurde
ihm die Erklärung gegeben, daß ſich die Anzahl der Opfer ins
geſamt auf 709 Perſonen belaufe. Jn Rom erwähnte
Schatzminiſter Nitti. daß im Verlauf des Krieges 55 Prozent

Kopenhagen, 24. Januar.

der italieniſchen Handelsflotte verſenkt worden
ſeien.

Die anzerikauiſchen Truppenfendungen. Waſbington,
25. Januar. Wilſon erklärte im Senatsausſchuß: Der Trans
vort der amerikaniſchen Truppen nach Frankreich ſei doppelt ſo
raſch erfolgt, als die urſprüngliche Schätzung habe erwarten
laſſen. Jm Janunr werde General Perſhing eine doppelt ſo
ſtarke Truppenmacht zur Verfügung haben, als vorgeſehen ge
weſen ſei

Die erſten Rationierungen in England werden wieder einmal
angekündigt. London, 25. Januar. Lord Rhondda erllärto
in einer Rede im Manſion-Houſe: Die obligatoriſche Ratio-
nierung ſei nicht mehr zu umgehen und deren Einführung
äußerſt dringlich. Die Rationierung von Fleiſch, Butter
und Margarine werde am 25. Februar in Kraft treten.
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Dle Sprengung der Ronsthtuunte.
Der Brrrder Bolſchewi Stein dem Standpunkt der Sozial revolutionäre Sogia

y en Wir geben ſeine Au rungen lediglich
als einungsäußernung wieder, ohne zuihnen Stellung zu nehmen

Das längſt Befürchtete iſt Ereignis geworden. Die bolſche
wiſtiſche Regierung in Petersburg hat, im Einvernehmen mit
der Mehrheit des Zentralexekutivkomitees der A.- und S.-Räte,
die Verfaſſunggebende Verſammlung unmittelbar nach ihrem
Zuſammentritt auf gelöſt. Damit iſt die letzte Möglichkeit
vernichtet worden, einen friedlichen Ausweg aus der furcht
baren inneren Kriſe Rußlands zu finden und dem politiſchen
und wirtſchaftlichen Zerfall des Reiches Einhalt zu gebieten.

Um dieſes Ereignis zu ſeiner ganzen Tragweite zu würdigen,
muß man die Ausgangspunkte kennen, von denen die bolſche
wiſtiſche Regierung ausging. Aufſchluß darüber gibt eine von
Lenin verfaßte und vom Zentralkomitee angenommene
Theſenreihe über die Stellung zur Konſtituante, die am
26. Dezember in der Prawda publiziert wurde. Die wichtig
ſten Theſen lauten folgendermaßen:

1. Die Republik der Sowjets ſtellt nicht nur eine höhere
Form der demokratiſchen Einrichtungen dar (im Vergleiche
mit der bürgerlichen Republik und der Konſtituante als ihrer
Krönung), ſie iſt auch die einzige Form, die den ſchmerz-
loſeſten Uebergang zum Sozialismus ermöglicht.

2. Die Wahlen hätten ſtattgefunden, als die Bolſchewiki
eben erſt in der Hauptſtadt geſiegt hätten. Seitdem ſei ein
Umſchwung in der Stimmung der Maſſen eingetreten. Des-
halb repräſentiere die Konſtituante nicht den eigentlichen
Willen des Volkes. Insbeſondere ſei der Wahlausgang da
durch verfälſcht worden, daß der rechte und der linke Flügel
der Sozialrevolutionäre gemeinſame Liſten aufgeſtellt, ſich
aber jetzt voneinander getrennt hätten.

Ausgehend von dieſen Hauptpunkten verlangten die Theſen,
daß die Konſtituante ohne weiteres die Regierung der Sowjets
ſowie alle ihre Maßnahmen anerkenne und dem Dekret zu-
ſtimme, das allen örtlichen Sowjets das Recht einräumt, Neu-
wahlen vornehmen zu laſſen. Würden dieſe Bedingungen von
der Konſtituante nicht angenommen, ſo müſſe der Konflikt
„auf revolutionärem Wege“, d. h. durch Sprengung der Kon-
ſtituante gelöſt werden.

Der Gang der Ereigniſſe entſpricht durchaus der wieder-
gegebenen Kundgebung der bolſchewiſtiſchen Leitung. Jn der
Eröffnungsfitzung der Konſtituante verlas der Vorſitzende der
Sowjets Swerdlow eine Erklärung, die die Umwandlung
Rußlands in eine ſozialiſtiſche Republik proklamiert
und die Anerkennung der aus ſchließlichen Macht der
Sowjets verlangt. Die Mehrheit unter Führung des be-
kannten ſozialrevolutionären Führers Tſchernow beſchloß,
die Beratung dieſer Erklärung zu vertagen. Darauf erfolgte
der Auszug der aus Bolſchewiki und linken Sozialrevolutio-
nären beſtehenden Minderheit, und wenige Stunden darauf
wurde die Konſtituante durch bewaffnete Macht aufgelöſt.

Der weitere Gang der Ereigniſſe erſcheint durch dieſe Vor
geſchichte vorgezeichnet. Die Mehrheit der Konſtituante wird
fich dem Machtſpruch der Bolſchewiki nicht fügen, ſondern ihre
Anhängerſchaft im Reich um ſich zu ſammeln ſuchen. Da ſie
in ihrem Kern aus Sozialrevolutionären beſteht, die die mitt-
lere Schicht der Bauernſchaft, breite Kreiſe des Kleinbürger-
tums, der Intelligenz und der Armee vertreten, darf ihre
Stärke nicht unterſchätzt werden, wenn ſie auch nicht ſofort der
bolſchewiſtiſchen Regierung entgegentreten werden. Dieſe hat
als Gegengewicht gegen die Konſtitnante jetzt einen Kongreß
der Sowjets nach Petersburg einberufen, der ſich wahrſchein
lich als Konvent erklären wird. Daß die bolſchewiſtiſche
Regierung ſofort Neuwahlen für die Konſtituante vornehmen
läßt, erſcheint unwahrſcheinlich, da ſie auch jetzt auf keine
Mehrheit in der Konſtituante rechnen kann und ſich grund-
ſätzlich auf den Standpunkt der Herrſchaft der „revolutionären

„„*u**”nuowoaaeaeDer Sonnenwirt.
Roman von Hermann Kurzg.

Die nämlichen, die in ihrem Feuereifer für das Gefetz ihren
verhaßten Gegner geſchlagen, niedergeworfen und gebunden
hatten, drängten ſich jetzt bereitwillig in das Verhör, um an-
zugeben, was ſie Böſes von ihm zu ſagen wußten, oder was
ihnen an ihm zuwider war. Jedes ungeſchickte Wort, das er
im Zorne ausgeſtoßen, wurde zum Ankläger gegen i und die
gefährliche Geſinnung, die in dieſen unbedachten Worten zu
liegen ſchien, erhielt ihre ergänzende Beſtätigung durch die
Gewalttat, welcher er ſich heute ſchuldig gemacht hatte. Der
geſtochene Knecht, obgleich ſeine Wunde ſich als unbedeutend
erwies, ſchnaubte unverſöhnliche Rache und war über die Ab
ſicht, die er der Tat unterlegte, noch weit mehr aufgebracht, als
über dieſe ſelbſt. Schon auf der Straße hatte ſein Geſchrei zu
vernehmen gegeben, daß gegen den Gefangenen noch eine
weitere Untat vorliege, ünd auf Befragen des Amtmanns er
zählte er nun, die eigenen Eltern desſelben haben ihn mehr
oder weniger unverblümt eines Diebſtahls bezichtigt. Hierauf
verhörte der Amtmann den Sonnenwirt. Dieſer entſchuldigte
ſich, daß er die Tatſache teils um der Schande ſeines e es
willen, teils wegen der Geringfügigkeit des Betrages habe ver-
tuſchen wollen, gab aber durch das heutige Betragen ſeines
Sohnes und durch das Zureden ſeiner Frau vollends aufge
ſtachelt, zu verſtehen, daß nach den neueren r r des
Knechtes der Diebſtahl wohl beträchtlicher geweſen ſein möge.

r Amtmann ließ ſogleich den Knecht aus der Sonne rufen,
welcher, dem Strome des allgemeinen Unwillens folgend, an
gab, der Beſuch auf dem Kornſpeicher ſei in jener Nacht mehr-
mals wiederholt worden und ein Krkare Abmangel zu ver-
ſpüren, ſodann auch W nach der Aufführung des Angeklagten
überhaupt gefragt, zur Vermehrung ſeiner Schuldhaftigkeit er
zählte, er ſei einmal in die Worte ausgebr wenn man
ihm kein Geld gebe, ſo wolle er ſolches nehmen und ſeine Stief
mutter während der Kirche an das Ofengeräums hinhenken.
Auf dieſe Anzeige ſchickte der Amtmann Gerichtsmitglieder
ab, um in der Sonne und gugle bei dem Hirſchbauer Haus
ſuchung zu halten. Friedrichs Vormund, der die erſtere vor-
zunehmen hatte, kam bald wieder; er brachte ein Brieflein und
ein bemaltes Blatt, von der Art der Heiligenbilder, ein mit
einem Schwert durchſtochenes Herz darſtellend. „Außer dem
gegle ſagte er, „iſt nichts aufzutreiben geweſen was eine
Auskunft gäb', als vielleicht der Brief da. Dem Jnhalt nach
iſt er von einem Weibsbild, ſchätz' wohl, von der Jungfer
Ohnekranz. Jſt mir eine neue Mode, daß ein Mädle einem
Mannskerl etwas Schriftlichs ſchreibt; das tut auch kein rechts
Menſch; aber die Welt wird alle Tag' ärger und die Jugend

gung verdorbener.“ x der L uirſchbauer zurück, in deſſen Hauſe man jedo xhatte, als Not und Jammer ohne Ende. Der Lärm

n

Beilage zum Volksblatt.

mit erneuter Schärfe einfetzen wer
den. zunächſt un die des Gegenſatzes zwiſchen den
Anhängern des bolſchewiſtiſchen Konvents und der
demokratiſchen Konſtitnante

Dieſer Kampf findet Rußland in einem Zuſtande vor, der

das Land mit der r rer bedroht. DerBolſchewik B. Awilow kennzeichnet der Nowaja Shifn
dieſen Zuſtand folgendermaßen „Die zweimongatige Herrſchaft
der Volkskommiſſare hat mit vollſter Deutlichkeit erwieſen,
daß die „SowjetGewalt“ nicht im Stande iſt, das Problem
des Friedens befriedigend zu löſen und den politiſchen und
wirtſchaftlichen Zuſammenbruch zu verhindern. Sie vermag
ſogar nicht, die laufenden Geſchäfte der Verwaltung zu be
wältigen. Ueberall wächſt die Anarchie, nähert ſich die Hungers-
not, verſagt das Transportweſen, ſchwillt die Arbeitsloſigkeit
an. Der Bürgerkrieg zieht ſich immer mehr in die Länge und
nimmt immer heftigere Formen an. Jnzwiſchen erläßt die
bolſchewiſtiſche Regierung mit erſtaunlicher Leichtfertigkeit fort
während neue Dekrete, die den Ruin nur noch ſteigern. Wenn
der jetzige elementare Zerfall ſowie das planmäßige Zer-
ſtörungswerk der „Sowjet-Gewalt“ noch einige Zeit andauert,
werden wir in allen Gebieten des geſellſchaftlichen Lebens
einen Zuſammenbruch erleben, der die geſamte wirtſchaftliche
und litiſche Organiſation des Landes zum Untergange ver
urteilt.“

Dieſen Untergang hätte nach Anſicht zahlreicher Kreiſe ruſſi
ſcher Sozialiſten eine regelrecht funktionierende Konſtituante
verhüten können. Dieſe Verſammlung hätte zwar nicht die
„ſozialiſtiſche Republik“ proklamiert, ſie hätte aber in der
Friedensfrage, in der Agrarfrage, in der Ar
beiterfrage, entſprechend ihrer radikalen Zuſammen-
ſetzung, das Maximum des unter den heutigen Verhältniſſen
möglichen geleiſtet und der demokratiſchen Republik
in ihrer freieſten Ausgeſtaltung zur dauernden Exiſtenz ver-
holfen. Sicherlich hätte auch ſie nicht den Himmel auf Erden
geſchaffen und die heftig aufeinanderprallenden Gegenſätze der
Klaſſen in eitel Wohlgefallen aufgelöſt. Sie hätte aber als
Jnſtrument der am meiſten unterdrückten Volksmaſſen den
Widerſtand der beſitzenden Klaſſen gegen die Verwirklichung
einer radikalen Agrarreform gebrochen und damit die Grund-
lage für ein freies demokratiſches Staatsweſen geſchaffen, in
dem die Arbeiterklaſſe im Bunde mit der Bauernſchaft die
Staatsgewalt in entſcheidender Weiſe beeinflußt und nach
ihrem Willen gehandhabt hätte.

Ob dieſe Möglichkeit jetzt noch offen ſteht, erſcheint zweifel
haft. Der bolſchewiſtiſche Konvent wird jetzt verſuchen, geſtützt
auf Bajonette und Maſchinengewehre, den Sozialismus im
rückſtändigſten Lande Europas einzuführen. Er rechnet auf
die ſoziale Revolution im Weſten, die ihm zu Hilfe eilen wird.
Bleibt dieſe Hilfe aus und nichts berechtigt zu beſonderem
Optimismus auf dieſem Gebiet wird die monarchiſch-
kapitaliſtiſche Reaktion in Rußland das Erbe des
Maximalismus antreten,

Rußland.
Ueber Kämpfe um die Konſtituante

wird fetzt viel Unkontrollierbares gemeldet. Einem Gerücht r
folge hätten ſich drei Garde-Regimenter auf die Seite der
Konſtituante geſtellt und den Kampf gegen die
aufgenommen. Maxim Gorki ſoll am Halſe leicht verwundet
worden ſein. Der Delegiertenrat der Kadetten ermächtigte
den General Alexeſew, eine Armee zur Verteidigung der
Konftituante zu bilden.

Reuter will wiſſen: Während in der Hauptſtadt kein Blut-
vergießen ſtattfand, wurden am Dienstag im Zentrum von
Moskau 30 bis 40 Perſonen getötet 200 verwundet, ein
ſchließlich vieler Frauen und Kinder. Eine große Prozefſion
der Volſchewiki mit mehreren Maſchinengewehren, Panzerwagen,
Kavallerieabteilungen, bewaffneter Roter Garden, ſowie öſter-
reichiſchen, deutſchen und türkiſchen Gefangenen kam un 1 Uhr
am Theaterplatz an, wo tauſende Zuſchauer ſich verſammelten.
Als ein paar Revolverſchüſſe, offenbar als Provokation ab
gegeben wurden, folgte eine furchtbare Panik, wildes Gewehr
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des öffentlichen Schauſpiels mochte den flinken Jerg beizeiten
auf etwaige Gefahren aufmerkſam gemacht haben. „Das iſt
ein Heulen und Schreien, daß einem Hören und Sehen ver
geht ſagte der Heiligenpfleger, der zu dieſer Verrichtung be
ordert worden war, „wenn ſo ein leichtfertiger Bub' nur auch
bedenken tät', was er für Unglück ſtiften kann, ſo ging er viel
leicht vorher in ſich und auf beſſere Weg'. Da ift ein Buſchel
Brief' von ihm, die Alt' hat's gleich 'rausgeben; die Jung
liegt auf'm Bett und iſt ganz weg; und der Vater wird's auch
nimmer lang treiben.“

Der Amtmann nahm die Briefe und legte ſie zu den Akten.
um hiermit ſein heutiges Tagwerk zu beendigen, welches mit
einem Verhör der Sonnenwirtin ſchloß oder vielmehr zu einer
vertraulichen Unterredung mit derſelben in Gegenwart der
Amtmännin überging. Die Sonnenwirtin hatte es jetzt in der
Hand, die Wetterwolke, die ihr Stiefſohn über ſein Haupt her
aufbeſchworen, in der gewünſchten ich V entladen, und
ſie benutzte die Gelegenheit ſo eifrig, daß ſie darauf beſtehen
wollte, auch gewiſſe verfängliche Reden, die ihr Sohn gegen den
jungen Herzog geführt haben ſollte, ins Protokoll zu bringen.

Hier machte jedoch der Amtmann ein ſehr ernſthaftes Geſicht.
„Na, na, Frau Sonnenwirtin.“ ſagte er, „man muß doch nicht
ganz alle Bonhommie hinter ſich werfen. Zum cumulus brau
chen wir das nicht, es iſt cumulus genug da, ein B an dem
er mindeſtens ein paar Jahre utragen haben wird. Die
Sache hat aber noch eine andere Seite. Wenn ich in meinem
Bericht an die Herrſchaft, denn vom Oberamt geht es nach
Stuttgart ab, dieſes delikate Sujet berühre, und wenn der Herr
ſelbſt etwas davon erfährt, ſo macht er ſich Gedanken. Bei
einem jungen Menſchen gilt der Grundſatz: leben und leben
laſſen Wenn daher ein junger Menſch auf anzügliche Weiſe
moraliſiert, ſo ſagt man ſich gleich: das hat er nicht aus ſich,
das hat er von andern aufgegabelt. Da entſteht nun die Frage:
woher hat er's? von Vater oder Mutter? oder ſollte gar der
Amtmann oder der Pfarrer, ich will nicht ſagen, in eigener
Perſon unvorſichtige oder mißverſtändliche Ausdrücke gebraucht,
aber vielleicht bei den Untergebenen gewiſſen einfältigem Ge
chwätz nachgeſehen haben enn man ſich aber einmal Ge

ken macht, ſo kommt man an allem Möglichen und Un-
möglichen m und da kann niemand wiſſen, was zuletzt
noch für Kalamitäten daraus entſtehen mögen. Wollen's
ſtecken laſſen, Frau Sonnenwirtin, wollen's ſtecken laſſen. Be
ruht

„Und da wir juſt unter uns Pfarrerstöchtern ſind, wie man
zu ſagen pflegt,“ ſetzte die Amtmännin hinzu, „ſo will ich erſtJ hen Herzog in Schutz nehmen. Wenn eine Frau meint,
ſie habe ſich über ihren Mann zu beklagen, ſo fragt ſich s oft,
ob nicht ſie den erſten e hat. Die Hoffart, ſagt
das Sprichwort, muß etwas leiden. Man mag von ihm ſagen,
was man will, er hat etwas, das ihn von vielen anderen
großen Herren unterſcheidet: er neigt ſich zur Landesart, hat
etwas Populäres in ſeinen und ſchämt ſich nicht, mit

Bolſchewiki
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Japan droht! Bei der Eröffnung der japaniſchen Parlamente
Pt der Miniſterpräſident Terauchi eine Rede, in der er ſagte:

ie Wendung der Ereigniſſe in Rußland iſt für uns ein Gegen
ſtand ernteſter Sorge. enn die Unruhen in Oſtaſien das
nationale Intereſſe bedrohen, wird die Regierung die geerg-
neten Maßnahmen treffen. „Das nationale Jntereſſe“
war überall der Vorwand zum Kriege.

Petersburg, 26. Januar. Der Rat der Volksbeauf-
tragten telegraphierte an den Sowjet von Wladiwostok,
fich der Landung japaniſcher oder chineſiſcher Truppen zu
widerſetzen.

Die Demokratiſierung der Flotte.
Petersburg, 27. Januar. Ein Regierungserlaß beſagt:

Das Perſonal der Flotte der ruſſiſchen Republik beſteht aus
Bürgern, die gleiche Rechte haben. Das Vorgeſetzten
perſonal verwaltet die ſtrategiſche und techniſche und gemeinſam

mit den gewählten Ausſchüſſen die Verwaltungs-
abteilung der Flotte. Alle h führen die Titel,
die ihren Poſten als Keommandant, chaniker oder Artilleriſt
entſprechen. Jeder Marineangehörige hat das Recht, jeder Be
rufsgenoſſenſchaft, politiſ,che Partei oder religiöſen Ge
ſellſchaft anzugehören, und ſeinen Glauben öffentlich zu be
kennen. Das geſamte Vorgeſetztenperſonal wird auf Grund
allgemeiner Abſtimmung gewählt und in ſeiner Dienſteigen
ſratt durch den Zentralausſchuß der Marine beſtätigt. Die
lusſchüſſe des Befehlsperſonals haben das Recht, unter Be

rufung auf den Zentralausſchuß die Abſetzung eines Vorge-
ſetzten zu verlangen. Die Abſetzung findet auſ Grund einer
Zweidrittelmehrheit durch eine vom Zentralausſchuß mit den
Vertretern des Ausſchuſſes abzuhaltenden Konferenz ſtatt. Die
betreffende Stelle muß dann durch Neuwahl beſetzt werden.
Abgeſetzte Marineangehörige werden verabſchiedet oder
zur Reſerve übergeführt.

Schlachten in der Akraine.
Wien, 27. Januar. Der Neuen Freien Preſſe zufolge

meldet das ukraniſche Parteiorgan Dilo von der ruſſiſchen
Grenze die Nachricht, bei Luck zwiſchen unkraniſchen und
Bolſchewiki- Truppen mit er fa“ Erbitterung ge-
kämpft werde. Der Angr ei von den Ukrainern aus
gegangen, die ſich der im Beſitz der Bolſchewiki befindlichen
Stadt Luck bemächtigen wollten. Der h dauere bereits
mehrere Tage. Der Kommandant der Bolſchewiſten habe ſich
an den Kommandanten der in dieſem Frontabſchnitt ſtehenden
öſterreichiſch- ungariſchen Batterien mit der
Bitte um Hilfe gewandt. Der Aufforderung ſei jedoch
keine Folge gegeben worden.

Politiſche Ueberſicht.

Strafnachlaß. Wie in den früheren en i T77 diesmal
am 27. Januar vom Kaiſer ein Str verfügt worden.Den Kriegsteilnehmern werden Str bis zu einem Jahre
Gefängnis erlaſſen. Jm werden alle Strafen
(bis zu einem Jahre Gef is) geſtrichen, die vor demrer 1918 zurückliegen; gilt auch für Zivil
perſonen.

Die Unruhen in Spanien gehen weiter. Jn Barcelona
ſtehen 200 Fabriken ſtill. Die Zahl der Streikenden beträgt
über 25 000, meiſt Frauen. hrere Läden wurden geplün
dert. Ein Ladeninhaber verreidigte ſich mit Fp en Gaſen.
Drei Frauen und ein Poliziſt wurden die Op ieſes Ver
teidigungsmittels. Marcelino Domingo und mehrere andere
Syndikaliſten ſollen verhaftet ſein.
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dem Untertan auf einer espèce von gleichem Fuß zu ſtehen.
Gerade das geht aber ihr völlig ab, ſie hält es für gemein und
wird ſich nie darein finden. Da iſt's nun kein Wunder wenn
ſich die Köpfe nicht ineinander 1 ſo bleibt auch ris
den Herzen eine Kluft. Dann hat ſie an ihrem Baireu z
ſich an den hohen Ton, den feinen Gout, an Oper und Balle
gewöhnt, und er hat, ihrem Geſchmack zulieb', Hofdamen,
Sänger und Sängerinnen aus Jtalien, Tänzer und Tänzerin-
nen aus Paris, alles hat er ihr angeſ Nun haben wir
die Beſcherung. Die Damen und Demoiſellen find hübſch ſie
iſt vornehm, er leutfelig und nicht von Stein da hat man
leicht prophezeien können, wie es kommen wird.

z ſeh' ich erſt,“ ſagte die Sonnenwirtin liſtig lächelnd,
ein groß die Frau A nin zu ihremHerrn haben muß, denn die Kathrine wär' doch kein gang übler

Dem Amtmann kam die Wendung des Geſpräches gleichfalls
t ſpaßhaſt vor ind unter arten Selkcher urde die

Am Sonntagmorgen berief der Amtmann innerlich vergnii
über dieſe gute Gelegenheit, die Predigt ſeines geiſtlichen Mi

zu h beiden c Gerichtser, welche nterſuchungsS ten, aber häufiger beſchliefen,

behörde benutzte, den J führen.fand denſelben auf einer k w. 3 Llafend und mußte

mit einigen Stößen wecken. sgeſſen, was ern vorkommen iſt,“ i„Nein,“ ſagte drich, die Augen ausreibend, „es fällt mir
alles wieder ein, auch der mich l habt und ich
Euch mein Wort ab', über N h gehen.„Sein Wort hat gehalten, das ich ver
ſetzte der Schütz, „jetzt muß ich tHerr nicht

„Er iſt von der ganzen Burgerſchaft wieeigenen Familie S e t Au
auch wegen mörderif tten S einen Seiner Neben
menſchen und wegen Diebſtahls an nem leiblichen Vater an
geklagt und hat ſich allhier zu verantworten,“ der Amt

nachdem er den des Pr
e.

Friedrich blidie auf ſeine Ketten und ſchwieg
Fortſetzung folgt.

u



Saalkreis.
Halle, den 28. Januar 1918.

Die Halliſchen Gewerkſchaften in der Kriegszeit.
Die Kriegsſtatiſtik des t tartells Halle hatte für

Ende Dezember 1917 folgendes Ergebnis:

Halle und

Zum Zahl der nochHeeres Arbeits vorhandenen
dienſt los BitaliederGewerkſchaft r e a s ret S z s 2 zz 8a

Bäcker u. Konditoren 228 131 103 32 135
Bauarbeiter 1510 1144 44 44 660 660
arbeiter a e be be n b 6si 71 2 2n e eBrouer u. Müller 320 l 1 10 11 156 3inder 541 h 261 801 56Suadener 256 236Buchdr. Hilfsarbeiter 20 9 1) 17] 83 100

r 3 37 23 3Dachdecker 31 i 281 28Ehjendahncx. e winn.Fabrikarbeiter 1670 1240 756 67) 823Fleiſcher i l o 10Gaſtwirtsgehilfen 77 35Stmeindearbeiter i s 2 2 14 15 158
lafer Se e eHandlungsgehilfen. s61 46 6558 101 159
Hausangeſtellte i r du eHolzarbeiter 687 368 441 71 512Kupferſchmiede 2 2 S 721 772Zandarbeiter- 181Lithograph. u. Steindr.. 51 19 4 21 19

und Lackierer J n miblee J 70aſchiniſten n. Heizer 6 5 53 53Metallarbeiter (4019 2261 8 8 1631 389 2030
Se norbeiter n r r 69 15att er. h e ha n 9 tSchneider. 183] 116 103 36 139Schuhmacher 41] 30h 4 151 15Steinardeiter 30 u i0 106Steinſeßer 106 69 19 40Tabakarbeiter 2 71 h 15 24 39Tapezierer h 1 u 495 15 15Transportarbeiter 7 7 1 1 11 32 231
Töpfer n r l 77 2 m 2Zimmerer 218 12 L. 104] 104Zuſammen 12229 7692 80 12 92 5621 1295 6916

Zum Vergſeiche ſei darauf hingewieſen, daß vor Kriegsausbruch
rund 19500 Mitglieder vorhanden waren. Seit der letzten Zählung,
Ende September 1917, ſind nennenswerte Veränderungen nicht
eingetreten. J

Mietwucher und Mieterſchutz.
Einer Zuſchrift des Magiſtrats, die ſich gegen die

Mietwuchergelüſte unpatriotiſcher Hausbeſitzer richtet,
entnehmen wir:

Der letzte Quartalstermin hat mehreren Hausbeſitzern Ver-
anlaſſung gegeben, von den bei ihnen wahnenden Kriegerfrauen
eine ſofortige Erhöhung des Mietzinſes teilweiſe unter
Androhunung der Kündigung im Falle der Weigerung
zu verlangen. Ein ſolches Verfahren iſt nicht nur geſetzlich
unzuläſſig, ſondern muß auch aus vaterländiſchen Geſichts-
punkten auf das ſchärfſte verurteilt werden. Eine Kündigung
der Wohnung und damit indirekt eine Erhöhung des Miet-
zinſes iſt. ſolange der Ehemann im Felde ſteht,
nur mit deſſen ausdrücklicher Zuſtimmung prak-
tiſch durchführbar, auch wenn die Ehefrau den Mietvertrag mit-
unterſchrieben haben ſollte. Keinesfalls iſt eine Zwangsvoll-
ſtreckung in die der Ehefrau gewährte Kriegsunterſtützung oder

gar eine zwangsweiſe Räumung der Wohnung während der
Daner des Krieges zuläſſig. Andererſeits genießt ja auch der
Hausbeſitzer gegen rmnangemeſſene Steigerung oder Beitrei-
bung rückſtändiger Hypothekenzinſen den Schutz der Kriegs-
geſetze, indem das Gericht ihm Stundung auf Antrag gewähren
kann. Außerdem gewährt die Stadt den Kriegerfrauen einen
monatkichen Zuſchuß zur Bezahlung der Miete bis zur Hälfte,

jedoch höchſtens 30 Mk., ohne dafür, wie es in den meiſten
anderen Gemeinden üblich iſt, vom Hausbeſitzer als Gegen-
leiſtung einen Verzicht auf oder 5 des Mietzinſes zu ver-
langen. Sollten Fälle ſolchen geſetzwidrigen, rigoroſen Vor
gehens der Hausbeſitzer in größerer Zahl bekannt werden, ſo
wird die Stadt ſchließlich ebenfalls folchen Verzicht verlangen
müſſen abgeſehen von anderen Schutzmaßnahmen. Eine Er-
höhung des ſtädtiſchen Mietzuſchuſſes auf
mehr als die Hälfte und mehr als monatlich
30 Mark iſt ausgeſchloſſen, da die Stadt hiermit
ſchon in Verbindung mit den ſonſtigen laufenden Unter-
ſtützungen mehr gewährt als die meiſten anderen Gemeinden.
Glaubt der Hausbefitzer im einzelnen Falle um eine Erhöhung
des Mietzinſes aus beſonderen Gründen nicht herumkommen
zu können, ſo mag er dies mit dem im Felde ſtehenden
Ehemanns ſchriftlich vereinbaren, wobei ſelbſt
verſtändlich die Erhöhung nicht ſofort, ſondern erſt nach Ablauf
der Kündigungsfriſt gefordert werden darf. Ebenſo iſt dem
zum Heeresdienſt einberufenen Ehemann, nicht der Ehefrau,
eine etwaige an ſich zuläſſige Kündigung ſchriftlich rechtzeitig
zuzuſtellen. Praktiſch läßt dieſe ſich aber, wie oben bemerkt,
nur mit Zuſtimmung des Mieters, nicht durch
zwangsweiſe Räumung ausführen unterbleibt daher in der
Regel beſſer. Uebrigens halten auch die hieſigen Haus und
Grundbeſitzer Vereine eine allgemeine Erhöhung der Mieten
unter Androhung von Kündigung gegenüber den Kriegerfrauen
nicht für erwünſcht und nicht durchführbar. Krieger-
frauen, die den Mietvertrag mit unterſchrie-
ben haben, aber nicht hähere Miete zahlen und

nicht freiwillig räumen wollen, ebenſo wie
ihren abweſenden rn das Recht zu, auf
Grund der Bundesrats Bekanntmachung zum der
Mieter vom W. Juli 1917 in Ermangelung eines gaungs
amtes vas hieſige Amtsgericht anzurufen,
welches nach billigem Ermeſſen und endgültig
über die Wirkſamkeit der erfolgten Kündi-
gung des Vermieters und über die Erhöhung
des Mietzinſes zu entſcheiden hat. Nur muß
der Antrag unverzüglich nach Empfang der
Kündignnag geſtellt werden. Es iſt zu hoffen, daß
etwaige geſetzwidrige Kündigungen und Steigerungen zurück
genommen und alle Hausbeſitzer in Halle gerade den Kriegern
und ihren Familien das Durchhalten nicht erſchweren werden,
damit ein Eingreifen der zuſtändigen Zivil- und Militär
Behörden zum nächften Oſter-Quartals-Termin vermieden
wird.

Neue Bekanntmachungen.
Kondenſierte Milch und Milchpulver wird am Dienstag in

der Talamtſchule den Jnhabern der Lebensmittelſcheine Num-
mer 52 501 bis 63 009 verkauft, Zichorie am gleichen Tage auf
die gleichen Nummern.

Nudeln, Pfund für die Perſon eines Haushaltes, gibt es
von Dienstag ab in den Lebensmittelgeſchäften.

gut das ſleihe Vuhlreht in Preußen

wird die arbeitende Bevölkerung von Halle am nächſten
Donnerstag in einer großen
öffentlichen politiſchen Verſammlung,
die der Vorſtand der AUnabhängigen Sozialdemokratie
Halles nach dem Volkspark einberuft, ihre Stimme er-
heben. Der Reichstagsabgeordnete E. Vogtherr-
Berlin wird über

„Das preußiſche Landtagswahlrecht“
ſprechen.

Keiner darf in dieſer Verſammlung fehlen, der da
will, daß das Dreiklaſſenwahlrecht falle, dem die Er
ringung des allgemeinen und gleichen Wahlrechts für
Preußen Leberzeugungsſache iſt! Arbeiter, Bürger!
Geſtaltet durch Maſſenerſcheinen dieſe Verſammlung zu
einer machtvollen Kundgebung

für ein freies Preußenwahlrecht!
Arbeiter, Parteigenoſſen! Sorgt durch regſte

Werbetätigkeit für einen Maſſenbeſuch dieſer Ver
ſammlung!

Eine Beſſerung des Perſonenverkehrs ſtellt die Eiſenbahn-
rerwaltung in baldige Ausſicht. Die gegenwärtigen Einſchrän-
kungen im Eiſenbahnverkehr ſollen nur vorübergehend ſein.
Eine gewiſſe Beſſerung ſei zum 5. Februar zu erwarten, um ſo
mehr, als das milde Wetter neuerdings die Abwicklung des
Verkehrs begünftige. Es wäre ja ſehr erfreulich, wenn die
angekündigten und ſo wünſchenswerten Beſſerungen im Eiſen-
bahnverkehr wirklich eintreten würden.

Zwang zur Preiserhöhung. Der Vorſtand der Vereini-
gung der Herrenſtrohhutfabrikanten verſendet
ein Rundſchreiben, durch das die Groſſiſten als Abnehmer bei
Androhung des Bohkotts verpflichtet werden, ihren
Mindeſtaufſchlag von 20 Prozent auf den Einkaufspreis beim
Weiterverkauf an die Detailliſten auf 25 Prozent zu erhöhen.

Vortrag über Kleinwohnnngen. Ein alle Berufskreiſe
intereſſierender Vortrag wird am Montag, dem 4. Februar,
abends 8 Uhr, in der Kaiſer-Wilhelms- Halle. Neue Prome-
nade 8, vom Vorſitzenden des Banvereins für Kleinwohnungen

Stadtv. Balke gehalten werden. Es werden mit Unter
ſtützung von Lichtbildern die vorbereiteten Bauvorhaben des
Vereins, die gleich nach Friedensſchluß zur Ansführung ge-
langen ſollen, beſprochen werden. Darunter befindet ſich eine
neue Gartenſtadtanlage neben dem Bergmannstroſt.
Alle Kreiſe, beſonders aber Kriegsbeſchädigte, Kriegerwitwen
und kinderreiche Familien ſind zu dem Vortrage eingeladen.

Vorträge des Bundes für Volkskraft. Ueber deutſche
Kunſt und deutſches Sehen wird Herr Dr. Oskar
Hagen im Rahmen zweier Vorträge, am 30. Januar und
ß. Februar abends s Ubr, in den Thalia-Sälen ſprechen. An
Hand zahlreicher Lichthilder aus allen Epochen und Gebieten
der Kunſtgeſchichte wird Gelegenheit zu Vergleichen geboten
werden, die die Tharakterzuge der deutſchen Formphantaſie
in neuem Lichte zeigen ſollen

Ackerverpachtung des Bundes für Volkskraft. Es ſind noch
einzelne Ackerparzellen auf den folgenden Aeckern zu verpachten:
Canenger Weg 20, Erxerzierplatz 12, Artillerieſtraße 8, Roſen-
garten 40. Bewerber werden gebeten, ſich perſönlich auf der
Geſchäftsſtelle des Bundes, Magdeburger Straße 21, einzu
finden. E. Abderhalden.

Anmeldnungen zur Landſturmrolle. Jn einer (auch im
Anzeigenteile des heutigen Volksblattes abgedruckten) Vekannt-
machung des Zivilvorſitzenden der Erſatzkommiſſion der Stadt
Halle wird die jüngſte Jahresklaſſe des Landfſturmes erſten
Aufgebots, Geburtsjfahrgang 1901, zur Eintragung in
die Landſturmrolle aufgefordert.

Stadttheater. Jn der am Mittwoch, dem 30. Januar, unter
perſönlicher Leitung von Generalmuſikdirektor Dr. Richard
Strauß ſtattfindenden Aufführung von Glucks Jphigenie
auf. Tauris wird die Titelpartie von Dina Mahlendorff ge-

Neben fhr wirken in VParkien Framrein Keta
und die Herren und munnmit. Die Chöre find durch Herren und Damen der Robert-

kademie bedeutend ärkt Spielleitung Leopold
e. Heute, Montag, den 28., findet eine Aufführung des
äderlhaus in der bekannten etzung ſtatt. orgen,

Dienstag, den 29., zum erſten Male ndfreunde, Luſtſpiel
von Ludwig Fulda. Donnerstag, den 831., Undine mit Anna
Enghardt in der Titelpartie. Sonnabend, den 2., Doktor und
Apotheker von Dittersdorf, Sonntag, den 3., abends 72 Uhr
Othello, Oper von Verdi mit Oskar BVolz als Othello. Die letzte
Aufführung des Weihnachtsmärchens Aſchenbrödel iſt auf
Sonnabend, den 2., nachmittags 314 Uhr, angeſetzt

Ein Opfer eigener Nnachtſamkeit wurde am Sonnabend
auf dem Halliſchen Hauptbahnhofe die Heizerin einer Rangier-
maſchine. Sie hatte ſoeben die Maſchine verlaſſen, um ſich
nach Hauſe zu begeben und winkte einem ausfahrenden Zu
zu, als aus der entgegengeſetzten Richtung ein Zug heranbrauſte
und ſie überfuhr. Der Tod trat auf der Stelle ein.

Pritſchöna. Ein Getreidediebſtahl wurde in einer
der letzten Nächte in einem hieſigen Gehöft ausgeführt. Eine
breite Spur von verlorengegangenem Roggen, die jedenfalls
dadurch entſtanden war, daß ſich ein Sack geöffnet und ſich ſeines
Inhalts entleert hatte, führte vom weſtlichen Dorfeingange
nach Raßnitz zu und verlor fich an der Grenze beider Ort-

Die aufgefundenen Mengen machten über einen
Zentner aus.

Allerlei.
Die Preisſteigerungen in England. Jn dem Rückblick für 1977

führt die vom Londoner Handelsamt herausgegebene Labour
Gazette aus: Bei Beginn des Jahres 1917 hätten die Prerſe
der hauptſächlichſten Lebensmittel in England durchſchnittlich
ungefähr 87 v. H. über den Preiſen vom Juli 1914 geſtanden.
Bei Beginn des Jahres 1918 habe ſich dieſer Prozentſatz
auf 106 v. H. verſchoben. Die Steigerung ſei in der Haupt-
ſache in den Monaten Jannar--Juni erfolgt; ſeitdem hätten
ſich die Preiſe ziemlich auf derſelben Höhe gebalten.

Rebellion und Peſt in China. Peking, 27. Januar. Die
Rebellen im Süden zeigen ſich noch tätig und nahmen
Jochu, einen wichtigen Ort am Mangtſekiang. Die Peſt breitet
ſich jenſeits der Großen Mauer in Richtung auf Tatyunfu aus.

Exploſion. Waſhington, 27. Jannar. Dos Schiffs
departement gibt bekonnt, daß bei einer Exploſion in der
Flotten- und Torpedoſtation in Newport (Rhode Jsland) ſechs
Menſchen getötet und einiger Schaden angerichtet worden ſei.
Es ſeien keine verdächtigen Anzeigen vorhanden.

Schweres Straßenbahnunglück. Berlin, 27. Januar. Bei
einem heute nachmittag in Schöneberg- Berlin ſtaltgefündenen
Straßenbahnzuſammenſtoeße wurden 18 Perſnoen verletzt,
darunter 16 ſchwer.

Brand. Wien, 27. Januar. Geſtern nacht iſt die Dampf
mühle zu Kaiſer-Ebersdorf alkgebrannt. Der
Schaden wird auf 2 Millionen Kronen beziffert. Als
Urfache des Brandes wird eine heiß gelaufene Welle vermutet.

Entſchädigung für eine Erſchiekung. Bern, 27. Januar.
Die deutſche Militärverwa kltung' hat durch Ver
mittlung des Politiſchen Departements der Witwe des
Schweizer Grenzwächters Zumſteg, der auf einer
Dienfttour am 3. Juni 1917 von einem deutſchen Dra-
goner erſchoſſen wurde, eine Entſchädigung von
22000 Frank zuſtellen laſſen.

Zwei Volksſchullehrer zu adligen Rittern gemacht. Für her
vorragende Kriegsleiſtungen ſind zwei bayeriſche Volksſchul-
lehrer, Rudolf und Scheerer, zu Rittern des Max-Jofeph-
Ordens ernannt worden. Dieſer Orden ift der höchſte bayeriſche
Militärverdienſtorden, mit dem außer einer anſehnlichen Pen-
ſion der perſönliche Adel verbunden iſt.

Letzte Nachrichten.
Die Verſtaatlichung der Handelsflotte.

J Petersburg, 27. Januar. (Reuter.) Die freiwillige
Flotte und die Handelsſchiffahrts Geſellſchaften Rußlands
wurden verſtaatlicht nnd der Leitung der revolutionären
Matroſenvereinigung unterſtellt. Das Kapital der Geſell-
ſchaften wurde beſchlagnahmt.

Petershurg, 27. Januar. Wie gemeldet wird, ſind die
Verhandlungen zwiſchen den ruſſiſchen und türkiſchen Bevoll
mächtigten über die Einrichtung einer Dampfſchiffahrts-Ver-
bindung zwiſchen ruſſiſchen und türkiſchen Häfen, beſonders
zwiſchen Odeſſa und Honſtantinopel im Fortſchreiten.

Polen und Ruſſen. Petersburg, 27. Januar.
niſche Legionäre beſetzten die Station Orſcha im Gou
vernement Mohilew und entwaffneten die ruſſiſche
Garniſon. Ebenſo beſetzten ſie die Stationen nördlich und
ſüdlich von Orſcha, wo ſie die ruſſiſchen Poſten entwaffneten.
Das Vorgehen erfolgte, weil die Volkskommiſſare die Leiter der
polniſchen Vereiniqung verhaftet hatten.

Die Kohlennot in Amerika.
Daily News melden: Da durch Einſchränkungen im Kohlen-

verbrauch das amerikaniſche Volkk ſeit Kriegsbeginn in größte
Erregung geſetzt iſt, veröffentlicht der Brennſtoff- Kontrolleur
Garfield folgende Rechtfertigung Zurzeit ſei das dringendſte,
den in Europa befindlichen Amerikanern und den Alkiierten
Lebensmittel und Kriegsmaterial zu ſenden. Zehntauſende von
Tonnen hiervon und buchſtäblich Hunderte von beladenen
Schiffen liegen in atlantiſchen Häfen und können wegen
Mangels an Kohlen nicht in See gehen Dieſe Schiffe müſſen
Kohlen bekommen und abfahren. Dieſe Verfügung SGar-
r ſoll ſechs Millionen Arbeiter für fünf Tage erwerbslos
machen.

A. Sch. im Felde. Es muß ein Urlausgeſnuch eingereicht wer
den, was auch von Jhren Angehörigen aus geſchehen kann, und
zwar an dem Truppenteil, dem Sie angehören (Kompagnie).
1001 H. Die Einrichtung von der Weiterzahlung der Fami-

lienunterſtützung für die mit Rente entlaſſenen Kriegsteilneh
mer auf drei Monate gilt erſt ſeit Jannar 1917. Sie können
daher für 1916 keine Nachzahlung verlangen.

NAntliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenau.

Dienstag, den 29. Januar: Keine Witterungsänderung.

Amtliche Bekanntmachungen.

Aumeldungen zur Landfſturmrolle.
Durch den Aufruf des Landſturms vom 28. Mai 1915 iſt u. a.

die ganze jüngſte Jahresklaſſe J. Aufgebots jetzt Geburtsjahr
gang 1901 betroffen worden.

Die Verpflichtung zur Anmeldung zur Landſturmrolle beginnt
mit dem Zeitpunkte des Eintrits in das wehrpflichtige Alter, alſo
mit der Vollendung des 17. Lebensjahres

Diejenigen Wehrpflichtigen, die bis einſchließlich 31. Jannar
1918 das 17. Lebensjahr vollendet haben, werden hierdurch auf
gefordert, die Anmeldungen zur Landſturmrolle ſoweit dies noch
nicht geſchehen iſt, in der Zeit vom 5. bis 9. Februar von 10 bis
1 Uhr vormittags im Stadthaus, Schmeerſtraße Nr. 1, II. Zimmer 18,

4 Die nicht in Halle oder in den eingemeindeten Vororten

(nicht Taufſchein), der zu dieſem Zwecke koſtenlos erteilt wird, vor
zulegen. Für die in Halle oder in den früheren Vororten Ge
borenen genügt jeder amtliche Ausweis, wie Jnvalidenkarte, Arbeits
buch, Schulzeugnis.

Unterlaſſung der Anmeldung hat Beſtrafung nach den Militär
Strafgeſetzen zur Folge.

Halle, den 24. Januar 1918.
Der Zivilvorſittzende der Erſatzkommifſion der Stadt Halle.

Möbel, Betten Pfo ſcheine
3424 kauft zu höchſten Preiſen
frau Komickel, Kleine Klaus

ſtraße 6.
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H. quandit, Roßſchlächterei,
Dienstag, vorm.: Nr. 1801 bis 2100.
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